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Grenzverwiſchung durch Lerwaltungsreform. „ 


R Sm Tächſten Jahre Joll in Polen die ſeit langem vorbereitete 
Deueinteilung der Verwaltungsgebiete durchgeführt 
werden. In politiſcher Hinſicht am bedeuiendſten und iutereſfanteſten 
lind bei dieſer Reform die Anderungen, die die Grenzen der Weſt⸗ 
wojewodſchaflen Poſen, Pommerellen und Schleſien, alſo die früheren 
preußischen Gebiete, erfahren ſollen. Es kommt der polniſchen Ne- 
gierung darauf an, auf der Karte des polniſchen Staates durch eine 
Neugliederung der Verwaltungsgebiete die ehemalige deutſch⸗ 
ruſſiſche Srenze, die Jo peinlich an die künftlicbe und un- 
organiſche Suſammenſetzung des Staatsganzen erinnert, verſchwin⸗ 
den zu laſſen. Indem fie die Weſtwojewodſchaften durch eine 
Reihe kongreßpolniſcher und galiziſcher Kreiſe vergrößert, will fie den 
öſtlichen Einfluß in den ehemals preußischen Ge⸗ 
bieten verſtärken und auf dieſe Weile der alten deutſchen 
Neichsgrenze den Charakter einer Kulturſcheide nehmen, den dieſe auch 
heute noch, nach 13 Jahren polnischer Herrschaft, befitt. Die neue 
Verwaltungseinteilung, die die Grenzen der drei genannten Wojewod— 
Ichaften, ſoweit fie nicht Staatsgrenzen ſind, vollkommen verſchiebt, ſoll 
die von Deutſchland geforderte Revifion der Staatsgrenzen erſchweren 
und dem in den Weſtwojewodſchaften immer wieder auflebenden 
Autonomiegedanken die heute noch vorhandenen Grundlagen des ge- 
ſchloſſenen Verwaltungsgebietes entziehen. Die polnische Regierung 
rechnet damit, daß z. B. eine Vergrößerung der ſchleſiſchen Wojewod— 
ſchaft durch öſtliche Kreiſe das Ende des oberſchleſiſchen Autonomie- 
gedankens fein werde, da ſich ja die Bevölkerung der neu hinzu— 
kommenden nichtſchleſiſchen Kreiſe gegenüber den hiſtoriſch und 
kulturell bedingten Selbſtverwaltungsbeſtrebungen der Oberſchleſter un- 
intereſſiert und ablehnend verhält. In dieſer Hinſicht richtet ſich alſo 
die Verwaltungsreform nicht nur gegen das 
deutſche Slement, deſſen Einfluß in den Weſtwojewodſchaften 
durch die Hereinnahme öftliher Kreiſe weiter geſchwächt werden Joll, 
fondern ebenſo ſehr gegen die alteingefejfenen 
Nationalpolen, Kaſchuben und waſſerpolniſchen 
Oberſchleſier, die über die ihnen zugedachte Verſtärkung durch 
91595 „Volksgenoſſen“ im allgemeinen recht wenig erfreut Jein 
dürften. 


Nach dem von der „Studienkommifjion zur Ver- 
einfachung des Verwaltungsapparats“ ausgearbeiteten 
Projekt, das der kommenden Reform als Grundlage dient, ſoll die 
heutige Wojewodſchaft Pommerellen den Kreis Soldau 
an die kongrekpolnifche Wojewodschaft Warſchau abgeben, dafür aber 
durch ſechs poſenſche und vier kongreßpolniſche Kreiſe vergrößert 
werden. Die Fläche der Wojewodschaft Pommerellen würde ſich da- 
durch von 16 386 km auf 27 261 km vergrößern. Die Einwohner- 
zahl der heutigen Wofſewodſchaft beträgt nach der letzten polnischen 
Volkszählung vom 9. Dezember v. J. 1086000. Nach dem Projekt 
würde ſie mit dem Kreiſe Sold au 26000 Menſchen an Kongreß 
polen verlieren, dafür jedoch mit den Kreiſen Rolmar, Wirſitz, 
Bromberg, Shubin, Hohenſalza und Strelno 460000 
und mit den Kreiſen Nypin, Lipno, Nieszawa und 
Wloclawek 458000 Kongreſſer erhalten; insgeſamt würde ihre 
ne alſo auf etwa 2008000, d. h. auf faſt das doppelte 
teigen. 


Die Wojewodſchaft Polen foll nach den Vorſchlägen 
der Studienkommiſſion für die ſechs Kreise, die ſie an Pommerellen 


abzugeben hat, von der kongreßpolniſchen Wojewodſchaft Lodz eben- 
joviel andere Kreiſe erhalten, und zwar Slu pee, Konin, Kolo, 
Kaliſch, Turek und Wielum Sie würde an Stelle der 
60 jo dien, die ſie an Pommerellen zabgibt, 8445 qkm von Kongreß- 
polen erhalten und damit ihre Geſamtfläche von 26528 qkm auf 
28963 diem vergrößern. Ihre Einwohnerzahl beträgt beim jetzigen 
Gebietsumfang 2 114 ooo; an Stelle der 460000 Seelen, die Pom- 
merellen zugeteilt würden, würde fie von Kongreßpolen einen Su— 
wachs von 838 odo Seelen zu verzeichnen haben. Die Bevölkerung 
würde ſich demnach auf fast 2,5 Millionen vermehren. Der Anteil 
der kongreßpolniſchen Kreiſe an der Geſamt⸗ 
bevölkerung der vergrößerten Wojewodſchaften 
würde ſich bei Pommerellen auf 22 v. H., bei Poſen auf 32,6 v. H. 
belaufen. Wenn man nun bedenkt, daß in den vergangenen 13 Jahren 
Hunderttauſende von Kongreß- und Galiziſchpolen eingewandert ſind 
(ehe hierüber: „Oſtland“, Jahrgang 1932 Nr. 7 Seite 75, Nr. 20 
Seite 230 und Nr. 32 Seite 380), dann erkennt man ſehr leicht, daß 
das Siel, das die polnische Regierung mit der Neueinteilung der 
Vojewodſchaften verfolgt: die öjtliche berfremdung der weltlichen 
Verwaltungsgebiete, in hohem Maße erreicht wird. Innerhalb 
der erweiterten Wojewodſchaften Poſen und 
Pommerellen wäre mit einem öſtlichen Bevölke- 
rungsanteil von etwa 30— 40 p. H. zu rechnen! 


Der Anteil der deutſchen Bevölkerung würde ſich 
in den beiden Wojewodſchaften durch den Anſchluß Kongreßpolniſcher 
Kreiſe etwas vermindern, da das deutſche Element in dieſen Kreiſen 
nur verhältnismäßig ſchwach vertreten iſt. Wenn man wieder die 
polniſche Volkszählung vom letzten Jahre zugrunde legt (was an 
geſichts der bei dieſer Zählung angewandten Methoden naturgemäß 
nur mit weſentlichen Vorbehalten geſchehen kaun), ſo ergibt ſich für 
Pommerellen folgendes Bild Gahl der Deutſchen abſolut und 
in v. H. der Geſamtbevölkerung): 


Heutige Wojewodſchaft 100 696 == 10,1 v. H. 

Su wachs: Kolmar 2775 28, „ 
Wirſitz 13999 = 20,8 „ 
Bromberg 20 447 = 11 „ 
Hohenſalza 8 564 = 10,3 „ 
Schubin 9810 = 20,4 „ 
Strelno 17901 4, „ 
Nupin 5 00 = 68 „ 
Nieszawa 7 000 = 60 „ 
Lipno 12000 = 12,0 „ 
Wloclawel 5 500 = 2,7 „ 

Abgang: Soldau 2663 10,2 „ 


Srweiterte Wofewodſchaft 205 50 = 0% v. H. 


Hierzu iſt zu bemerken: In den bisher veröffentlichten Ergebniſſen 
der letzten polniſchen Volkszählung von 1931 ſind nur die „Polniſch⸗ 
ſprechenden“ und „Andersſprachigen“ aufgeführt. In den ehemals 
preußiſchen Gebieten kann man nun „Andersſprachige“ = Oeutſche 
ſetzen. Anders liegen die Dinge in den fraglichen kongreßpolniſchen 
Kreiſen, wo unter den „Andersſprachigen“ Deutſche und Juden Zus 
ſammengefaßt find. Man muß ſich, um die Zahl der Deutſchen in 
diefen Kreifen zu erhalten, alſo damit behelfen, daß man die Volks- 
zählung von 1921 heranzieht, die damaligen Vomhundertſätze der 
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deutschen Bevölkerung als konſtant annimmt und danach die heutige 
Gahl der Deutſchen wenigstens annäherungsweiſe errechnet. Dann 
würde (immer nach dem Ergebnis der polniſchen Volkszählung) die 
Sahl der Deutschen in der vergrößerten Woſewodſchaft Pommerellen 
etwas über 200 000 betragen gegenüber rund 110 odo in der jetzigen 
Wojzewodſchaft. Der deutſche Anteil an der Gefami- 
5 würde lich von 10, f v. H. auf 9,9 b. 9 
enken. 

Weſentlich unginftiger würde binfichtlich ihres Deutſchtums die 
Wojewodſchaft olen bei der projektierten Verwaltungs- 
reform abſchneiden. In den kongreßpolniſchen Kreiſen, die diefer 
Wojewodſchaft zugeteilt werden ſollen, macht das Deutſchtum nämlich 
kaum mehr als durchſchnittlich 4 v. H. der Sejamtbevölkerung aus. 
Es ergibt ſich alſo folgendes Bild: 

Heutige Wojewodſchaft: 201 409 = 9,5 v. H. 

Zuwachs: Slupce, Konin, Kolo, Kaliſch, Curek Wielun: 
33 O00 = 4 vb. H. 

Abgang: 6 poſenſche Kreiſe 67336 = 14,6 0.9 

Erweiterte Woſewodſchaft: 167 073 = 6,7 v. H. 

In der erweiterten Wojewodschaft Poſen würde es alfo nur noch 
367 000 Deutſche gegen heute 201 000 geben; der deutſche Anteil 
würde ftatt heute 9,5 v. H. (nach polnifcher Zählung!) nur noch 6,7 v. H. 
betragen. 

Die ſtärkſte räumliche Erweiterung ſoll durch die Verwaltungs- 
reform die Wojewodſchaft Schlelien erfahren, die ſich heute 
aus dem an Polen gefallenen Teil Preußiſch⸗Oberſchleſiens und dem 
Polen zugefallenen Teil Öfterreich - Schlefiens zuſammenſetzt. Die 
Wojewodſchaft Schleſien, die heute mit einer §läche von 4230 Qua- 
dratkilometer nur etwa 1,1 v. H. der Geſamtfläche des polniſchen 
Staates umfaßt, Joll auf Kosten ihrer beiden Nachbarwojewodſchaften 
Kielte und Krakau um etwa 5800 Quadratkilometer vergrößert 
werden. Sie Joll nach dem Projekt der erwähnten Verwaltungsreform- 
kommiſſion erhalten von Kongreßpolen die Kreiſe Cſchenſtoch au, 
Bendzin, Sawiercie und eventuell einen Teil des Kreiſes 
Olkuſch, von Weftsalizien die Kreiſe Biala und Saybuſch 
(Suwiec) ganz und von den Kreiſen Auſchwitz (Oswiecim) und 
Shrzano w einen Ceil. Wie die neuen Oſtgrenzen der Wojewodſchaft 
Schtefien verlaufen ſollen, iſt in den Vorſchlägen der Kommiſſion noch 
nicht endgültig feſtgelegt worden. Wenn von den Kreiſen Olkuſch und 
Auſchwitz die Hälfte, vom Kreiſe Chrzanom ein Drittel und die übrigen 
erwähnten Kreiſe ganz der Wojewodſchaft Schleſien zugeteilt würden, 
jo würde deren Einwohnerzahl, die im heutigen Umfange nach der 
Volkszählung vom Dezember vorigen Jahres 1,3 Mill. beträgt, ſich 
um etwa 909000 erhöhen. Und zwar würde dieſer Suwachs 
aus dem Often rein polniſch ſein, denn Deutſche gibt es in 
den neu hinzukommenden Kreiſen nur vereinzelt; und die dortigen 
Juden kommen lebenſo wie diejenigen in den Poſen und Pommereilen 
zuzuteilenden Kreiſen der Wojewodſchaften Lodz und Warſchau als 
Suwachs für das Deutſchtum nicht in Betracht). Demnach würde ſich 
der deutſche Anteil an der Gejamtbevölkerung 
der vergrößerten Wojewodschaft gegenüber dem heutigen Suſtand 
jebr weſentlich verkeinern. Nun ift aber gerade in Ojft- 
oberſchleſien die Stage, wie viele Menſchen ſich dort als Deutſche be- 
trachten, umstritten. Die polniſche Volkszählung, die am 9. Dezember 
vorigen Jahres nur Joo 16 = 7,7 v. H. Deutſche in der Woſewod⸗ 
schaft fejtgeltellt hat, kann hier nicht als maßgebend anerkannt werden, 
ganz abgeſehen von allen übrigen Sehlerquellen ſchon deshalb nicht, 
weil fie nicht nach der Nationalität, ſondern nach der Muttersprache 
gefragt hat. Ein zuverläſſiges Bild von der Stärke der deutſch⸗ 
gefinnten Bevölkerung in der Wojewodschaft würden die Wahlergebniſſe 
bieten, wenn bei den Wahlen die Entſchlußfreiheit der Wähler garan- 
tiert geweſen wäre. Daß dies unter dem Terror des Aufftändiſchen⸗ 
verbandes und ſeines Protektors, des Wojewoden Grayynjki, nicht 
der Fall gewelen iſt, ift zur Genüge bekannt. Daß auch im polniſchen 
Lager Unklarheit über die Stärke des oſtoberſchleſiſchen Deutſchtums 
beſteht, beweiſt 3. B. die Tatjache, daß die Krakauer Induſtrie- und 
Handelskammer im Jahre 1930 die Sahl der Deutſchen in der Woje- 
wodſchaft nicht mit 100 ooo, wie es die amtliche Statiſtik für 1931 
tut, Jondern mit 260 000 angibt; das find nicht 7,7, ſondern 20 v. H. 
Legt man die 100000 der polniſchen Volkszählung zugrunde, dann 
würde ſich der deutſche Anteil an der Wojewodſchaftsbevölkerung nach 
der Gebietserweiterung auf 4,5 v. H. verringern; bei Zugrundelegung 
der Krakauer Sahl würde ſich der Vomhundertſatz von 20 auf 11,8 
vermindern. 

Aber es kommt bei der nationalpolitiſchen Beurteilung der Woje⸗ 
wodſchaftsneugliederung, wie ſchon angedeutet, nicht allein auf die 
deutſche Minderheit an. Denn das Projekt wird nicht 
nur von dieſer, ſondern von faſt der geſamten 
alteingeſeſſenen Bevölkerung der Wojewodſchaft 
ohne ÜUnterſchied der Mutterſprache abgelehnt. 
Die Oberſchleſier legen wenig Wert darauf, mit kongreßpolniſchen 
und galizifchen Kreiſen in einer Verwaltungseinheit zuſammengeſchloſſen 
ju werden. Ihr Bedarf an „Volksgenoſſen“ aus dem Often ift durch 
die ſeit zehn Jahren unter amtlicher Sörderung andauernde Mafjen- 
zuwanderung vollauf gedeckt. Die Verwaltungsreform wird von der 
autochthonen Bevölkerung der Wojewodſchaft als eine ausge- 
jprochen oberſchleſien⸗ feindliche Maßnahme emp⸗ 
funden. Denn vermutlich wurde die Erweiterung der ſchleſiſchen 
Wojewodſchaft um 909000 Kongreßpolen und Galizier in Verbindung 
mit den während der letzten zehn Jahre bereits Sugewanderten be- 


deuten, daß die alteingeſeſſenen Schleſier in der erweiterten Woje⸗ 
wodſchaft in die Minderheit geraten. Das aber wäre das tat- 
ſächliche Ende der Autonomie. Auf dieſe von Polen, 
feierlich derſprochene Autonomie wird kein Oberſchleſjer freiwillig 
verzichten. Denn ſeine Heimat iſt mehr als ein aus der Landkarte 
herausgeſchnittenes Stück Verwaltungseinheit; ſie trägt ihren eigenen, 
nach Deutſchland weiſenden Charakter, der, wie die „Kattowitzer 
Zeitung“ kürzlich geſchrieben hat, „durch vielhundertjährige Geſchichte 
und vielbundertjähriges Kuiturleben eine tiefe, gerade an den Oſt- 
grenzen ſich abzeichnende Eigenart hat, was man ſchon rein optiſch 
feſtſtellen kann, wenn man an irgendeiner Stelle diefe Grenze über- 
Ichreitet, dort, wo gepflegter Wald plötzlich endet und in kargen, zum 
Teil troſtloſen Acker übergeht, dort, wo man aus blühenden Dörfern 
binüberwechfelt in jene Haufen ärmlicher Hütten, aus denen heraus 
die Menschen mit ganz anderen Augen auf einen blicken; oder an 
jenen anderen Stellen, wo Bendzin und Sosnowitz eine andere, märchen- 
haft ſchmutzige Welt einen entdecken kajjen“. .. - 

Was hier von dem tiefen, durch Selchichte und Men- 
ſchenſchlag bedingten GegenſatzZ im Kulturniveau 
und in der ſozialen Struktur Oftoberjchlejiens auf der 
einen und Kongreß- und Galizifchpofens auf der anderen Seite ge⸗ 
jagt wird, das gilt in nicht geringerem, eher in noch höherem Maße 
von Poſen und Pommerellen im Verhältnis zu Kongrehpolen. Die 
polniſche Verwaltungsreform führt mit abſo⸗ 
luter Sicherheit zu einer weiteren Senkung des 
kulturellen und ſozialen Lebensſtandards der 
früher preußiſchen Sebiete. Dieſe klar vorauszufehende 
Wirkung macht dieſe Reform zu einer Angelegenheit, die nicht nur 
Polen allein, jondern alle angeht, die ein Intereſſe daran beſitzen, 
daß die kulturelle Barbarei der „Warſchauer Aſiaten“ fich nicht noch 
weiter in die fiviliſierten Gebiete Europas einfrißt. Die pol 
niſche VBerwaltungsreform iſt — auch abgeſehen 
von den Bindungen, die Polen hinfichtlich der 
Autonomie Oſtoberſchleliens eingegangen iſt — 
eine europäiſche Srage, nicht anders als die 
Srenzrevifionsfrage eine europäiſche Angele- 
genheit iſt. Or. K. 


* 
Beck und Szembel in Berlin. 

Der polnische Außenminiſter Oberſt Beck und der Vizeminiſter 
im Außenminiſterium Graf Szembek hielten ſich am 19. November 
in Berlin auf; Graf Szembek hat, wie es ſcheint, mit dem Aus- 
wärtigen Amt in der Abrüjtungsfrage Fühlung genommen. Dieſer 
Beſuch hat in Deutſchland ſowohl wie in Polen einiges Aufſehen er- 
regt. Die polniſche ARegierungsprefle erklärte den Beſuch mit der oft 
zitierten „Friedensliebe Polens“, das von ſeinen Bemühungen in 
Ruhe und Frieden zu leben, auch das benachbarte Deutſchland nicht 
ausſchließen wolle. über Sweck und Abſicht der Berliner Be- 
lprechungen Szembeks_laflen ſich nur Vermutungen aufltellen. Auf- 
fällig iſt, daß der „Sluftr. Kurj. Cody“, der im Regierungs- 
lager ſteht und ſonſt nicht oft genug von der „Heiligkeit der Ver⸗ 
träge“ zu ſprechen weiß, die Gelegenheit des Berliner Beſuches der 
polniſchen Miniſter zu der Seſtſtellung benutzt hat. daß das Ver- 
Jailler Diktat einige unmoraliſche Beſtimmungen 
enthält, die dringend der Reviſion bedürften, und 
daß er dabei den Raub der Kolonien eine dem Bolſche⸗ 
wismus gleichkommende Vergewaltigung nennt 
und von England die Rückgabe der Kolonien an 
Deutſchland verlangt. Man kann ſich leicht vorſtellen, 
warum der „Kurjer“ — ſicherlich nicht ohne Willen und Wiſſen der 
Warſchauer Regierung — gerade hinſichtlich der Kolonien ein ſolches 
Entgegenkommen gegenüber Deutſchland au den Tag legt. Ein 
anderer, in dieſem Falle England, ſoll dafür ſorgen. daß die 
deutſche RNeviſionspolitik von der gefährlichen 
Oftgrenzenfrage abgelenkt wird. Endlich müſſe Polen, 
ſchreibt der „Kurjer“, fordern, daß es mit der Frage der Grenz- 
reviſion in Frieden gelaffen werde, einer Frage. die ihm zehn Jahre 
hindurch fo viel Ärger bereitet habe. In den nächſten Monaten werde 
ſich das Schickſal Curopas entſcheiden. Jetzt ſei es noch möglich, den 
Status quo in der europäischen Politik zu regeln (alſo eine Grenz- 
garantie zu erreichen). Wenn das aber jetzt nicht geſchehe. Jo ſeien 


neue Verwicklungen zu befürchten, die die internationalen Be⸗ 
ziehungen unaufhörlich ſtören würden. — Deutlchland, das 
können wir dem „Kurſer“ verſichern, wird ſich durch die 


Kolonialfrage nicht von der Oſtgrenzenfrage ab- 
bringen laffen, fonderu angeſichts der „Sriedensmelodien“, die 
aus Polen berüberklingen, um jo aufmerkfamer auf alle Stimmen 
horchen, die ſich zur Oftfrage äußern, auch auf die Stimmen in War⸗ 
ſchau, die ſich leiſe davon erzählen, daß Szembek in London, 
wo er kurz vor ſeinem Berliner Beſuche geweſen it, gerade her⸗ 
aus befragt worden lei, welche Greugrevijion 
Polen Deutſchland zuzugeſtehen bereit fei, und daß 
ihm in London dringend nahegelegt worden ſei, 
ein Komprdmiß in der Oftgrenzenfrage in die Wege 
zu leiten, da Peutſchland heute noch viel leichter 
zu befriedigen lei als in zwei oder drei Jahren, 
wo es mit weitergehenden Forderungen hervortreten werde. Es ift 
nicht bekannt, was Szembek darauf geantwortet hat. Vielleicht ft 
der Kolonialreviſiönsvorſchlag des Krakauer „Kurjer“ feine Antwort 
goweſen? 
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Der „Oftdeutihe Heimatkalender“ für 1933 


bringt in Wort und Bild intereſſaukes lehrreiches Material über Land 
und Leute der Oflmark; er klärt über die Geſchichte des Oftens und 
ſeine Bedeutung für unfer_ Vaterland in überzengender Weiſe auf, 
beleuchtet die deutſche Kultur des Oftens und die Miſſion des dortigen 
Deutſchtums. Er bietet außerdem oſtmärkiſchen Unterhalfungsſtoff in 
breiteſter Fülle. Als wirkſamſtes Werbemittel für den deutſchen Often 


iſt er in hervorragendem Mafie geeignet. Beſtellungen find ſofort an 
die Kulturabteilung des Deuffhen Oſtönudes zu 
richten. (Poftjcheckkoufo Berlin 104 726.) Preis für Nichtmitglieder 
nur 1,50 N M., für Oftbund mitglieder nur 1,20 AM., zuzüglich 15 Pl. 
Poſtgebühr. Die Ortsgruppen erhalten bei Sammelbeſtellungen, die 
Sofort aufzugeben ſind, erhebliche Preisermäßigung. 


Abrüſtung und Oftlocarno, 


Die engliſche Preſſe hat ſich in letzter Zeit auffällig ſtark 
mit der deuffeh-poinijchen Grenzfrage, d. h. mit der Korridorfrage, be⸗ 
faßt, in der ſich für die engliſche Öffentlichkeit das Problem der deutſch⸗ 
polniſchen Grenze im weſentlichen erſchöpft. Bor allem hat Jich die eng⸗ 
liſche Preſſe nahezu ohne Unterſchied der politiſchen Richtung energiſch 
gegen eine Garantie der deutſch⸗polniſchen Grenze 
durch England gewandt, weil dieſes ſich durch eine ſolche Garantie 
der Gefahr ausſetzen würde, in einen etwaigen Konflikt zwiſchen 
Deutjehland und Polen hineingezogen zu werden. Sehr deutlich wurde 
in der englischen Preſſe die Meinung vertreten, daß England keine 
‘Beranlaffung habe, ſich, um Polen den Belit des Korridors zu ſichern, 
in Schwierigkeiten zu ſtürzen. Der Krakauer „Jluſt r. Kur j. Cod ;.“ 
brachte am 17. November einen Bericht ſeines Londoner Korreſpon- 
denten, der ſich bemüht, „die verſtärkte Aktion für die Neviſion der 
deutſch-polniſchen Grenzen“, die ſeit mehreren Wochen von der eng- 
liſchen Preſſe betrieben wird, zu erklären: „In der Regel haben wir 
uns“, ſchreibt der Berichterſtatter des „Rurjer“, „in Polen daran ge⸗ 
wöhnt, uns mit einer derartigen Propaganda abzufinden, indem wir ſie 
einfach als von der Wilhelmſtraße inſpirlert hinſtellten und dem deutſchen 
Auswärtigen Amt eine geradezu diaboliſche Kraft zuſchrieben. Das ift 
grundſätzlich richtig. Es unterliegt keinem Sweifel, daß die von der 
Wilhelmſtraße geleitete Propaganda ſtark und in ihren Mitteln nicht 
wähleriſch iſt. Trotzdem“, meint der Berichterſtatter des „Kurjer“ 
dann, „wäre es falſch, in der Aktion der engliſchen 
Preſſe ausſchließlich das Ergebnis der Tätigkeit 
des Auswärtigen Amtes und ſeiner Agenten in 
London zu fehen. Die engliſche Preſſe iſt ſehr patri- 
votifch und tut niemals etwas, was mit den Inter- 
e Jen Sroßbritanniens in Widerſpruch ſteht“, wo- 
mit der Berichterstatter des „Kurjer“ doch zugibt, daß eine Neoiſion 
der deutſch⸗polniſchen Grenzen, de fie ja von der engliſchen Preſſe be- 
fürwortet wird, den engliſchen e e entſpricht. Er geht ſogar weiter 
und ſtellt im Gegenſatz zu der in Polen landläufigen Auffaflung von 
der „diaboliſchen Kraft“ des Auswärtigen Amtes ausdrücklich feſt, daß 
die engliſche Preſſe zu ihrem Eintreten für die Grenzreviſion nicht durch 
deutſche Agenten, ſondern durch ihr nationales Verantwortungs- 
bewußifein veranlaßt werde. „Es hieße“, ſagt er, „der engliſchen 
Preſſe moraliſch unrecht tun, wenn man meinte, fie unterliege Ber- 
liner Inſpirationen. ... Solange die Xevifion der deutſch-polniſchen 
Grenzen nur das Steckenpferd des Bouledardblattes „Daily Expreß“ 
des Lord Beaverbrook war, konnte man ſchwer vom Vorhandenſein 
einer Nevifionsaktion ſprechen. Jetzt dagegen, wo Lord Nother⸗ 
mere, deſſen Organ, die „Daily Mail“, der Regierung ſehr nahe- 
ſteht, der Propagator einer Grenzrevifion geworden iſt, und wo auch 
die „Times“ die Neviſion der territorialen Beſtimmungen des Ver- 
Tailler Vertrages erörtern, kann man das Borhandenfein dieſer Aktion 
nicht mehr bezweifeln.“ 

Ein noch ungeklärter Widerſpruch ſcheint zwiſchen der Stel- 
lungnahme der engliſchen treffe zur Oſtgrenzenfrage 
und der e N beſtehen, die die engliſche Negierung im 
Rahmen ihres Abrüjtungsprogramms zu diefer Frage einnimmt. Es 
trifft zwar ju, daß die Einſtellung des engliſchen Außenminiſters 
Simon in der Frage der rüftungspolitifchen Gleichberechtigung heute 
weſentlich deutſchfreundlicher iſt als noch vor wenigen Wochen. Doch 
enthält auch der neue Plan, den er am 17. November vor dem Büro 
der Abrüſtungskonferenz entwickelt hat, u. a. hinſichtlich der Ver⸗ 
guikung der Gleichberechtigungs- mit der Sicher 
heitsfrage Vorſchläge, denen man auf deutſcher Seite mit vor⸗ 
lichligſter Zurückhaltung wird begegnen müſſen. Simon führte hierzu 
im weſentlichen aus: Sämtliche europäiſchen Staaten vereinigen ſich in 
der feierlichen Erklärung, daß ſie unter keinen Umſtänden 
Juchen werden, einen Streitfall irgendwelcher Art in der Gegeu- 
wart oder Sukunft unter ſich mit Gewalt zu löfen. Selbſt wenn 
es ſich hierbei um eine Wiederholung des Kelloggpaktes handele, wäre 
dies nicht unnütz. Einer vollftändigen Ab rüſtung in Europa ſtehe heute 
die Furcht entgegen. Dieſe Furcht könne nur durch eine möglich ſt 
politive und klare Erklärung aller europäiſchen 
Mächte überwunden werden. Die engliſche Regierung wolle jedoch 
keineswegs die bisherige Methode friedlicher 
Negelungen, Jei es auf diplomatiſchem Wege, fei 
es durch Nückariff auf den Artikel 19 des Völker- 
bundpaktes (Reviſion internationaler Verträge) 
gusſchließſen. Die engliſche Regierung lehne auf das ent- 
ſchiedenſte die Auffaffung ab, daß eine derartige Verpflichtung keinen 
Wert habe. Die Anerkennung des moroliſchen Rechtes der Gleich- 
berechtigung bedeute für Deutſchland wie für die anderen Staaten die 
Annahme einer entſprechenden Verpflichtung. 


Wie dieſe Verpflichtung nach Auffaſſung Simons im einzelnen 


. ausjehen ſoll, ob fie vor allem lediglich den Verzicht auf Hewalt⸗ 


anwendung bedeutet, läßt ſich aus ſeiner Genfer Nede nicht 
deutlich erkennen. Es ift nicht unwahrſcheinlich, daß Simon an eine 
allgemeine Vereinbarung denkt, die — auf die Oft- 
grenzen angewandt — einer befristeten Garantie 
dieſer Srenzen durch Deutſchland gleich kommen 
würde. Der Grundſatz der Gleichberechtigung foll nämlich nach 
Anſicht Simons nicht ſoſort uneingeſchränkt anwendbar, ſondern nur 
in Stappen durchführbar ſein. Dabei ſollen, wie Simon ſagte, „einige 
Jahre gutnachbarlicher Beziehungen“ zur wirkſamen Vorbereitung 
der zweiten Etappe dienen. Hier ſcheint der Gedanke eines „politiſchen 
Waffenſtillſtandes“, den Laval bereits im vergaugenen Jahre einmal 
zur Diskuſſion geſtellt hatte, ſeine Auferſtehung zu feiern. Das käme 
nicht überraſchend, denn die engliſche Regierung hatte ſchon mehrfach 
mit dieſer Idee eines befriſteten Oſtlocarno gejpielt. 

Mit voller Klarheit und allen Konſequenzen iſt der Oſtlocarno- 
gedanke dagegen in dem Herriotſchen „Sicherheits- und 
Abrüſtungsplan“ enthalten, der übrigens weder den wehr— 
politiſchen Gleichberechtigungsauſpruch Deutfchlands anerkennt, noch 
überhaupt an die Frage der allgemeinen Abrüſtung rührt. Herriots 
Plan geht von der ſogenannten „Genfer Generalakte der 
Regelung der internationalen Schiedsgerichts ⸗ 
barkeit“ aus. Dieſe Akte, der nach Herriots Plan alle Staaten 
beitreten ſollen, ſieht die Bildung eines beſonderen Schiedsgerichtes 
vor, das für alle, auch die ausgeſprochen politiſchen inter- 
nationalen Streitfälle zuſtändig iſt. Das Bedenkliche an dieſem 
Schiedsgericht iſt nun, daß es ſeine Urteile lediglich auf 
Grund der geltenden Verträge ju fällen hat (Art. 28) und 
damit den Staaten, die ein Öntereffe an einer Revifion diefer Verträge 
haben, nicht nur keine Möglichkeit bietet, Jondern 
im Gegenteil ſogar jede Möglichkeit nimmt, eine 
Abänderung der beſtehenden Verträge zu be⸗ 
treiben. Das heißt: Die Seneralakte befeitigt ſogar 
die Möglichkeit einer friedlichen Reviſion der 
Stiedensdiktate, die heute noch auf Grund des 
Art. 10 der Völkerbundsſatzung beſteht. Darüber hin- 
aus dürfen die der Generalakte beitretenden Staaten auch noch einen 
Vorbehalt hinſichtlich ſolcher Streitfälle machen, die ſich auf ihre 
Grenzen beziehen, Jo daß 3. B. Polen durch einen ſolchen Vorbehalt 
die deutſch-polniſche Srenffrage auch formell von jeder Behandlung 
vor dem Schiedsgericht von vornherein ausſchließen könnte. Un⸗ 
verſtändlich bleibt es daher, wie es Reichskanfler von Papen 
jertigbringen konnte, ſich vor internationalen Preſſevertretern über 
den Herriotſchen „Sicherungs- und Abrüſtungsplan“ günſtig zu 
äußern, obwohl diefer, wie erwähnt, ein hundertprozentiges Oftlocarno 
einſchließt. 0 


Neben vielen andern engliſchen Blättern befaßte ſich auch der 
Londoner „Obſerver“ kürzlich im Zuſammenhang mit dem Ab- 
rüftungsproblem mit der Korridorfrage; er ſchrieb: „Die Abrüſtung ijt 
nur ein Sumptom, aber nicht der Sweck. Die große Aufgabe beruht 
darauf, mit der Beſeitigung der hauptſächlichen Urſachen der 
Rüftungen und der möglichen Gründe eines eventuellen Krieges ju be- 
ginnen. Nach dieſer Richtung hin haben die berufenen Staatsmänner 
Europas im Laufe von 14 Jahren auch nicht einen Singer gerührt. 
Man muß von der praktiſchen Seite anfangen. Der zwichen Oſt- 
preußen und Deutſchland eingezwängte polniſche 
Korridor iſt das ſtrittigſte Problem in der Welt. 
Wer ſich darüber nicht klar iſt, der weiß nichts, 


aber auch gar nichts von der Hauptaufgabe 
Europas. Die direkte territoriale Vereini- 
gung eines. unzertreunlichen Deutſchland muß 


wiederhergeſtellt werden ... Warum follte nicht“, jo 
meint das Blatt dann, „ein deutſcher Korridor nach Olt- 
preußen über den polniſchen Korridor möglich 
ſein? Die moderne Technik könnte dieſes Problem löſen, indem fie 
die überführungen für die Eiſenbahnen und Chauſſeen über den deut- 
ſchen Streifen von befchräukter Breite bauen würde. Würde man 
dieſe Idee praktiſch ausführen, fo würde man dem Abrüftungsproblem 
mehr dienen als alle juriſtiſchen Argumente in der Welt.“ — Es iſt 
klar, daß man ein fo eminent politiſches Problem, wie es die deutſch— 
polniſche Grenzfrage ift, nicht mit techniſchen Kunſtbauten zu löſen 
vermag. Der Vorſchlag eines „Korridors durch den Korridor“ iſt 
übrigens ſchon mehrfach und in verſchiedener Sorm, einmal J. B. von 
franzöſiſcher Seite, dann einmal von Coudenhode-Kalergi unter Bei- 
bilfe ſchweizerſſcher Ingenieure gemacht worden. 


ee 
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ET EN. 


Polniſche Hoffnungen auf Rooſevelt. 


Bei der Bedeutung, die man in Polen der Beurteilung des 
deutſch-polniſchen Verhältniſſes ſeitens der amerikaniſchen Öffentlich- 
keit und Regierung beilegt, iſt es ſeibſtverſtändlich, daß ſich die 
polniſche Preſſe recht eingehend mit der Wahl Nooſevelts 
zum Präſidenten befaßt und allerleı Betrachtungen über die 
möglichen Auswirkungen des demokratiſchen Wahl, eges auf die zu- 
künftige Einftellung der Vereinigten Staaten zu Polen augeſtellt hat. 
Daß dieſe Betrachtungen durchweg optimiſtiſch ſind, ift nicht ver⸗ 
wunderlich, da mit Roojevelt ja ſeit 12 Jahren zum erſten Male wieder 
ein Mann derjenigen Partei auf den amerikaniſchen Präſidentenſtuhl 
kommt, der Woodrow Wilſon und all die anderen amerikaniſchen 
Politiker angehört haben und angehören, die in Verſailles das neue 
Polen, Jo wie es heute daſteht, geſchaffen haben. So ſchrieb z. B. 
der Krakauer „Sluſtr. Kurj. Codz.“: 

„Nach 11 Jahren der republikaniſchen Regierungen gelangt eine 
Partei zur Macht, deren Ideologie von dem Präfidenten 
Wilſon und feinen nächſten Mitarbeitern, mit dem Oberſten 
Houſe an der Spitze, repräjentiert wurde. Uns Polen, die übrigens 
jtets durch eine traditionelle Sreundfchaft mit den Vereinigten Staaten 
verbunden waren, verknüpfen mit dieſer Partei Fäden der größten 
Sympathie, denn niemals kann das Jahr 1918 und der 13. von den 
14 Punkten Wilfons über Polen vergeſſen werden. Ein Beweis dafür 
iſt die Catſache, daß Polen ſogar in der letzten Seit feine Gefühle 
durch die im vorigen Jahr erfolgte Enthüllung eines Denkmals für den 
Präſidenten Wilſon in Poſen, durch die Umbenennung von Straßen 
und Parks in vielen polnischen Städten, ſowie durch den Empfang 
der §rau Wilſon durch den Präjidenten der Republik zum Ausdruck 
gebracht hat. Schließlich wurde in dieſem Jahre in Warſchau ein 
Denkmal des Oberjten Houfe enthüllt. Alle diefe Tatjarhen waren 
ein Beweis der Anerkennung für den großen Präjidenten, der, ſich 
von Nückſichten der Gerechtigkeit leiten laſſend, als erfter die Solidari— 
tät der Amerikaniſchen Regierung mit dem um ſeine Unabhängigkeit 
kämpfenden polniſchen Volke manifeſtiert und ſo große Verdienſte bei 
dem Wiederaufbau des polniſchen Staates erworben hat. Mit auf- 


richtigen Gefühlen und dem Glauben an eine poſitive Löſung der über- 
aus ſchweren Aufgaben, die des neuen Präſidenten harren, nimmt 
Polen den Sieg der Demokratiſchen Partei en. gegen.“ 

Es ift nicht recht klar, was ſich die Polen über diefe allgemeine 
Sympathie, die allerdings recht wertvoll Jein kann, hinaus von der 
Wahl Rooſevells Poſitives erhoffen. Wenn Oberſt Houfe, der ſeiner— 
zeit als Vertrauensmann Wilfons eine für Oeutſchland jo ver- 
hängnisvolle Rolle geſpielt hat, wieder in eine ähnliche Stellung wie 
damals zurückkehren würde, wäre das für die Polen freilich ein ſehr 
wejentlicher Erfolg. Der „Kurjer Poznanſki“ wies in einem Artikel 
vom 10. November darauf hin, daß Noofevelt bereit zu ſein Jcheine, 
in der Kriegsſchulden- und Schutzfollfrage den europälſchen Ländern 
gegenüber Entgegenkommen zu zeigen und daß der Herriotſche „Ab- 
rüſtungsplan“ den Beitritt der Vereinigten Staaten vorſehe. „Aber 
wird ſich dieſe Hoffnung verwirklichen?“ fragt der „Rurjer Poznanſki“. 
„Wird Noojevelt die Erfahrung feines letzten demokratiſchen Vor⸗ 
gängers, Wilſons, vergeſſen, der nach einer Zeit des Criumphes ge- 
jtürgt wurde, weil er ſich in den europäiſchen Fragen. nämlich in 
Sachen der Sicherheit, des Völkerbundes usw., ju weit engagiert 
hatte.“ Die Stage, welche Politik Xoojevelt den europäiſchen 
Ländern gegenüber befolgen wird, iſt übrigens im Augenblick noch 
nicht akut. Vorerſt wird Präſident Hoover noch vier Monate lang 
im Amte bleiben. Bis Roojevelt ins Weiße Haus einzieht, kann ſich 
noch vieles ändern. Er wird der Catſache Rechnung tragen müſſen, 
daß in der Welt die Haßſtimmung nicht mehr beſteht, aus der heraus 
das Verſailler Diktat entſtehen konnte und der Polen ſeine ungerecht 
fertigte Vergrößerung auf Koſten Deu'ſchlands verdankte. Wir 
können jedoch ſicher jein. daß die Polen die Seit bis zum Amtsantritt 
Xoofevelts nicht ungenützt laffen werden, um ſich bei dem neuen 
Präſidenten und ſeinen Mitarbeitern von vornherein eine ſichere 
Poſition zu verſchafſen, von der aus fie verjuchen werden. die Europa- 
politik der Vereinigten Staaten, vor allem deren Einſtellung zur 
Sicherheits- und Reoiſionsfrage, im antideutſchen Sinne zu be— 
einfluſſen. 


„Fritz Sellin“. 


Die Polen ſind mit dem Verfaſſer der Broſchüre „Die polnische 
Frage“, die wir in Nr. 46 eingehend beſprochen haben, wie man ſich 
denken kann, in hohem Maße zufrieden. Die „Gazeta Göanſka“ z. B. 
hatte die „Jenjationelle Broſchüre“ dieſes „Fritz Sellin“ in ihrer 
Nr. 213 vom 16. September der Beachtung empfohlen. „Fritz Sellin“, 
meinte fie, „iſt, wie man aus den Seilen leicht herausleſen kann, ein 
ehemaliger preußiſcher Stabsoffizier, der einer alten Adelsfamilie ent- 
jtammt.“ Er habe ſeine Veröffentlichung gewiſſenhaft und odjektiv 
niedergeſchrieben; er hebe „das ſträfliche Vergeſſen des ungeheuren 
Verdienſtes Polens“ hervor, das im Jahre 1920 „mit der Bruſt 
einer heldenhaften Soldaten Weſteuropa gegen die boljchewiftifche 
Flut geſchützt und dadurch die chriſtliche Kultur gerettet habe“. Die 
Broſchüre Sellins, heißt es zum Schluß, ſei ein wahres politiſches Er- 
eignis und ſollte auf die öffentliche Meinung des Auslandes ent- 
ſprechenden Einfluß ausüben. „Vielleicht“, ſo bofft das Polenblatt, 
„wird es Sellin gelingen, den deutſchen Köpfen die Wahrheit über 
das Jo furchtbar angeſchwärzte Polen einzuhämmernl“ 

Wir können den Polen verſichern, daß ſie mit Leuten wie Sellin 
wenig Ehre einlegen können. Preußiſcher Offizier ſoll er geweſen 
lein? Und einem alten Adelsgeſchlecht ſoll er entſtammen? Wir 
lind es im allgemeinen gewohnt, daß preußiſche Offiziere und Ange- 
hörige alter Adelsgeſchlechter genug Sivilcourage beſitzen, um ihre 
Veröffentlichungen mit ihrem Namen zu decken, was bei „dritz 
Sellin“ nicht der Fall zu ſein ſcheint. Für die Arbeitsmethode „Fritz 
Sellins“ iſt übrigens folgender Vorfall bezeichnend. Dem Ober- 
bürgermeiſter von Tilsit. Dr. Salge, wurde unaufgefordert 
und kojtenlos wie zahlreichen anderen führenden Perſönlichkeiten im 
Jus und Auslande ein Exemplar der Sellinſchen Broſchüre zuge- 
ſchickt. Dr. Salge hat dieſes „Geſchenk“, da ein Absender nicht an- 
geg sen war, an die Druckerei G. Mönch in Friedberg in Heſſen mit 
folgendem Vegleitſchreiben zurückgehen laffen: „Wenn eine deutſche 
Sirma ein derartiges Buch druckt, Jo iſt das beſchämend, und wenn ſie 
es wagt, mir ein derartiges Buch zuzuſchicken, jo iſt das eine An- 
maßung, die ich mir verbitte.“ Darauf hat Dr. Salge ein Schreiben 
jolgenden Wortlauts erhalten, das der Veröffentlichung wert iſt, da 
es die Geiftesverfajlung der Leute, die hinter der Sellinſchen Broſchüre 
Itehen, treffend charakteriſiert: 

„Mein Freund, Herr Buchdruckereibeſitzer Mönch in Sriedberg, 
hat mir von Ihrem unverſchämten Brief vom J. Juli 1932 Keuntnis 
gegeben. Der Brief zeigt deutlich, daß Sie ſich auf der Cilſiter 
Seite des Stromes noch recht ſicher fühlen. Aus der litauiſchen 
Republik würden Sie ſich wohl gehütet haben, Jo ju ſchreiben. 
Wer die Broſchüre von mir zugeſchickht bekommt, müſſen Sie 
init Jon überlajfen. Die reichsdeutſchen Staatsbürger, die 
hinter der Broſchüre ſtehen, und insbeſondere Herr Sellin, königl. 
preuß. Major a. O., kennen eben die ganze königl. preuß. Bande und 
ihre ſamoſen Nachbeter und. Nachtreter fo gut, daß gerade mit der 
Broſchüre allen leitenden Männern im Often die faule Ausrede ge⸗ 
nommen werden ſoll, das Ende dieſer planmäßigen Hetze von deutſcher 


Seite her habe man nicht vorausſehen können. Wenn uns auch jetzt 
noch nach § 92, J StB. das Reichsgericht zu packen verſucht, ſo 
wird nach der neuen, viel jürchterlicheren Niederlage Deulſchlands die 
Stunde kommen, wo auch Sie ſich vor einem wirklich republikaniſchen 
Veichsgericht zu verantworten haben werden. Bis dahin 


gez. Fran; Schramberger.“ 


Es ift auch hier wieder bezeichnend, daß der Briefſchreiber, der 
fi) Franz Schramberger nennt, offenſichtlich Wert darauf legt, un- 
bekaunt zu bleiben. Er gibt nämlich als ſeine Anſchrift „Prinz 
Joachim-Straße in DBerlin-Charlotienburg“ an. Eine ſolche Straße 
ober gibt es in Charlottenburg nicht! Ver $ 92 Abſ. ] des Straf- 
geſetzbuches, den der „Franz Schramberger“ zitiert, und den er offen- 
bar ſelber auf ſich für anwendbar hält, hat folgenden Worelaut: „Wer 
vorsätzlich Staatsgeheimniſſe oder Seſtungspläne oder ſolche Urkunden, 
Aktenjtücke oder Nachrichten, von denen er weiß, daß ihre Geheim- 
haltung einer anderen Regierung gegenüber für das Wohl des Deulſchen 
Reiches oder eines Bundesſtaates erforderlich it, dieſer Regierung 
mitteilt oder öffentlich bekauntgibt, wird mit Suchthaus nicht unter 
zwei Jahren beſtraft.“ Der Brief bemeijt, daß ſein Absender, der 
vielleicht mit dem Verfaſſer der Broſchüre (trotz der verschiedenen 
Namen) identiſch iſt, die Lostrennung Oſtpreußens vom Reiche nicht 
nur für möglich hält, Jondern ſogar dringend herbeiwünſcht. Und 
man iſt wohl zu der Annahme berechtigt, daß der Brieſſchreiber ſich 
auch ſonſt in dieſem deutfchfeindlichen Sinne betätigt. Darauf deutet 
auch die Tatſache hin, daß der „Fritz Sellin“ ausgerechnet „Die 
Chronik“ dazu benutzt hat. um einen „offenen Brief“ an die „Deutjche 
Zei,ung“ in Berlin zu richten, die ſeine Broschüre emer berechtigten 
Kritik unterzogen hatte. Die „Chronik“ iſt ein Blättchen, das 
mehr oder weniger offen die Lostrennung des Saargebietes vom Reiche 
betreibt; es iſt das Organ der ſog. Saar-Seperatiſten, die eben erſt 
bei den ſaarländiſchen Gemeinde- und Kreiswahlen eine vernichtende 
Niederlage erlitten haben; ſie haben von den abgegebenen Stimmen 
noch nicht ein Hunderiſtel erhalten. Daß ſich „Sritz Sellin“ mit dieſen 
Leuten identifiziert, braucht einen, wenn man ſeine Broſchüre kennt, 
nicht mehr zu wundern. Denn er verfolgt hinſichtlich Oſtpreußens dier 
Jelben Siele, die ſich hinſichtlich des Saargebietes die „Chronik“ und 
die hinter ihr ſtehenden Französlinge von der Jogenannten 
„Arbeilsgemeinſchaft zur Wahrnehmung ſaarländiſcher Jutereſſen“ ge⸗ 
teckt haben. Und er verficht in ſeiner Broſchüre hinſich lich Oſtpreußens 
dieſelben Lügen wie dieſe „Arbeitsgemeinſchaft“ in ihrer „Chronik“ 
hinſichtlich des Saargebietes. In jeinem an die „Deutsche Zeitung“ ge- 
richteten Brief ijt übrigens nur eine Stelle intereſſant; dieſe lautet: 
„Ich Jehrieb das Buch nicht, um irgend jemand zu gefallen oder irgend- 
welchen Dank einzuheimſen, weswegen ich ganz im Hinter- 
grunde blieb und zu bleiben wünſche.“ Wir haben den 
Eindruck, daß dieſer Wunſch, „ganz im Hintergrunde zu bleiben“, 
weniger der perJönlichen Beſcheidenheit des „Fritz Sellin“, als dem In- 
halt des $92 des Stkafgeſetzbuchs entſpringt. 
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Ying, licher. 


Für die Freie Stadt Danzig waren die Verhandlungen, die am 
9. bis 16. November in Warſchau geführt wurden, der letzte Verſuch, 
in den dringendſten Wirtſchafts⸗ und Jollfragen zu einer friedlichen 
Einigung mit Polen zu kommen. Es iſt nicht Dauzigs Schuld, daß 
dieſer Verſrch geſcheitert iſt. Denn es mußte ſich für die Danziger 
Kommiſſion als unmöglich erweiſen, mit einem Partner zu einer Ver⸗ 
ſtändigung zu kommen, der gar kein Hehl mehr daraus macht, daß es 
jeine Abſicht iſt, „auf dem Wege wirtſchaftlicher Ber- 
bun denheit Danzig allmählich auch politiſch reſt⸗ 
los an Polen zu feſſeln“. Polen hat bei den Warſchauer 
Verhandlungen dieſelben Forderungen geſtellt, die es in ſeinen im 

September 1931 und Sebruar 1932 an den Hohen Rommifjar gerichteten 
Anträgen erhoben hatte und die in dem Mitte Auguft erſtatteten 
Völkerbundsgutachten als unbegründet und unzulälſig ab⸗ 
gelehnt worden ſind. Polen hat erſtens verlangt, daß die polniſche 
Sollgeſetzgebung für die Freie Stadt unbedingt 
bindend ſein ſoll, auch wenn dieſe Beſtimmungen keine wirklichen 
Sollbeſtimmungen find, ſondern ſich auf das Gebiet des Heſund⸗ 
heitsweſens, der Sicherheitspolizei, der Prefje- 
polizei uſw. beziehen, Jo daß zum Beifpiel Bücher, Zeitungen und 
Geitſchriften, die in Polen durch Sollverordnungen verboten werden, 
auch in Danzig von der Einfuhr ausgeſchloſſen ſein ſollten! Polen 
hat zweitens für ſeine Sollinſpektoren das Recht einer un- 
begrenzten Kontrollbefugnis verlangt; drittens eine 
weitere Ausdehnung der Verpflichtung Danzigs gefordert, für die 
Swecke des Solldienſtes die polniſche Sprache in 
Anwendung zu bringen, was auf eine Abänderung des Artikels 14 des 
Pariſer Vertrages hinauslaufen würde. Polen hat viertens die 
völlige Bejeitigung des Danziger Beredelungs=- 
verkehrs mit dem Auslande gefordert und den Vorſchlag 
der Völkerbundsſachverſtäudigen abgelehnt, den Umfang dieſes für eine 
große Anzahl Danziger Sirmen unentbehrlichen Veredelungsverkehrs 
durch eine neutrale Stelle beſtimmen zu laſſen. Es hat fünftens an 
Danzig das Anſinnen geftellt, auf alle Forderungen zu ver⸗ 
sichten, die dieſes auf Grund polniſcher Vertrags- 
derletzungen, 3. B. auf Grund der von — Polen rechtswidrig 
zur Gewährung von Exportprämien verwandten Solleinnahmen u 
erheben berechtigt iſt. Vor allem hat Polen ſechſtens einen 
bedingungsloſen Abbau der Danzig gemäß Ar- 
tikel 212 des Warſchauer Abkommens zuſtehenden 
Kontingentsrechte gefordert, und ſchließlich, hat Polen es 
auch noch abgelehnt, ſich vertraglich zu einer Einſtellung der die Ein— 
fuhr Danziger Waren nach Polen behindernden und unmöglich machen- 
den Kontrollen und Beſchlagnahmungen zu verpflichten. 
Polen hat alles in allem eine bedingungsloſe 
Kapitulation der Freien Stadt auf wirtſchafts- 
und zollpolitiſchem Gebiete gefordert. 

Nach dem Scheitern der Wirtjchaftsverhandlungen hat der Hohe 
Kommiſſar Helmer Noſting, wie er angekündigt hatte, nunmehr 
eine Entſcheidungen in den drei großen Streitverfahren gefällt. 

J. Polen hatte die Abſchaffung der Danziger Eigenbedarfs- 
kontingente gefordert. Hierzu lautet der Spruch des Kommiſſars, daß 
die polniſche Forderung auf alsbaldige Abſchaf⸗ 
fung der Danziger Eigenbedarfskontingente als 
nicht begründet abzulehnen if. Um den berechtigten 
Intereſſen Polens jedoch Rechnung zu tragen, ſoll Polen das 
Recht haben, an der von Seit zu Seit vorzunehmen 
den Seſtſetzung der Danziger Kontingente mitfiu⸗ 
wirken. Falls die beiden Parteien innerhalb einer bejtimmten 
Friſt zu keiner Entfcheidung gelangen, wird ein Ausſchuß zur 
Seſtſetzung der Danziger Kontingente eingeſetzt, der 
poritätiſch aus polniſchen und Danziger Mitgliedern und einem vom 
Hohen Kommiſſar zu ernennenden neutralen Sachverſtändigen beſtehen 
ſoll. Der Ausſchuß ſoll darüber wachen, daß dem Verkauf von an- 
gemeſſen be- oder umgearbeiteten Kontingentswaren in Polen kein 
Hindernis bereitet wird, ſowie darüber, daß keine Kontingentswaren 
unrechtmäßig nach Polen hineingelangen. Serner ſoll er die Mög- 
lichkeit der Aufhebung der Danziger Kontingente 
vorbereiten. 

2. Über den Autrag auf Freizügigkeit der in Danzig bearbeiteten 
oder weiterverarbeiteten Waren nach Polen hat der Hohe Kommiſſar 
folgendermaßen entjchieden: Danzig hat das Recht, die 
Waren, deren Einfuhr auf dem Gebiete der Freien Stadt Danzig 
für den Bedarf der Danziger Induftrie, der Danziger Landwirtſchaft 
und des Danziger Handwerks im Rahmen ihrer Produktionsfähigkeit 
zugeloſſen iſt, im Gebiete der Republik Polen abzu- 
letzen, ſoweit dieſe Waren infolge der erfahrenen 
Be⸗ und Umarbeitung als nationaliſiert an= 
geſehen werden Die polniſche Regierung ift ver⸗ 
pflichtet, alle Maßnahmen aufzubeben, die den 
Abſatz der genannten Waren verhindern. Feruer it 
die polniſche Regierung verpflichtet, die bezeichneten Waren, die von 
ihren Organen bejchlegnabmt worden find, unverzüglich dem freien 
Verkehr za übergeben. 

35. Bezüglich der polniſchen Beſchwerde wegen der Handhabung der 
Danziger Sollverwaltung bejagt die Entjeheidüng des Hohen Kom— 


miſſars folgendes: Polen hat nicht den Nachweis dafür 
erbracht, daß die Damiger Sollverwaltung den polniſchen Soll⸗ 
inſpektoren durch Verweigerung der Vorlegung von Papieren, Akten, 
Proben u. dgl. die Ausübung ihrer Kontrolle unmöglich gemacht hat. 
Die Tätigkeit der polniſchen Sollinſpektoren muß in den Grenzen des 
Vernünftigen bleiben, ſie darf den Dienſtbetrieb nicht merklich auf⸗ 
halten. — Die Nichtausführung der polniſchen Vorſchriften über die 
Urſprungszeugniſſe einfuhrverbotener Waren und die Nicht- 
anerkennung polniſcher Eiufuhrgenehmigungen für Waren ohne ju- 
ſätzliche Danziger Einfuhrgenehmigung entſpricht nicht den Verträgen. 
— Die polniſche Forderung, daß die Danziger Jollverwaltung 
Schriften, die nach Anſicht der polniſchen Regierung die nationalen 
Gefühle der Bewohner der Republik Polen verletzen, nicht zur Ein⸗ 
fuhr nach Danzig zulaſſen darf, ijt nicht berechtigt. — Die polniſche 
Forderung, daß die CTinfuhr von Arzneimitteln nach Danzig 
ſich nach den polnischen geſundheitspolizeilichen Vorſchriften zu richten 
habe, iſt nicht berechtigt. — Die polniſche Forderung, daß die Danziger 
Schutzpolizei zur Einfuhr von Sprengſtoff für Eis- 
verſetzungen u. dgl. die Genehmigung des polnischen Finanz- 
miniſteriums einzuholen habe, iſt nicht berechtigt. — Durch den Erlaß 
der Verordnung und der Dienſtanweiſung vom 5. Juni 1931 über die 
Einrichtung von Sollkreditniederlagen hat die 
Danziger Follverwaltung ihre Befugniſſe überſchritten. — Die Maß⸗ 
nahmen, die die Danziger Sollverwaltung hinſichtlich der Ein- 
tragung der auf dem Seewege ankommenden Waren 
getroffen hat, überſchreiten nicht die Zuſtändigkeit der Danziger Soll- 
verwaltung. 

In der Frage des paſſiven Veredelungsverkehrs 
hat die Danziger Sollverwaltung injofern ihre Befugniſſe überſchritten, 
als ſie noch nach dem 15. Sebruar 1922 an Danziger Unternehmen 
Genehmigungen zur Ausübung des paſſiven Veredelungsverkehrs er- 
teilt hat. Vie Danziger Sollverwaltung hat ihre Suſtändigkeit jedoch 
dadurch nicht überſchrilten, daß fie bis zum 15. Sebruar 1922 an 
Danziger Unternehmungen, welche ſchon vorher einen gleichartigen 
Verkahr mit dem Auslande ausübten, Bewilligungen zur Sortjegung 
des Verkehrs gegeben hat. Die Danziger Sollverwaltung hat ferner 
ihre Suſtändigkeit nicht dadurch überſchritten, daß fie nicht im einzelnen 
geprüft hat, ob ein derartiger tatſächlich ſtattfindender Verkehr als 
ein dem Weſen uach berechtigter Veredelungsverkehr angeſehen werden 
muß. Ein Ausſchuß Joll prüfen, bei welchen Firmen die tatjächlichen 
und rechtlichen Vorausſetzungen für die Ausübung des Veredelungs⸗ 
verkehrs vorliegen. Kommt im Ausſchuß eine Einigung nicht zuſtande, 
fo ſoll dem Ausſchuß durch den Hohen Kommiſſar ein neutraler Vor- 
litzender beigegeben werden. — Die Danziger Sollverwaltung hat da- 
durch, daß fie im kleinen Srenzverbehr die zollfreie und nicht 
nur zollermäßigte Einfuhr von Waren geſtattet, die ihr durch die 
Abkommen zuerkannten Befugniſſe nicht überſchritten. — Vorbehalt— 
lich entgegengeſetzter Beſtimmungen gehört die Frage der Soll- 
abfertigungen zur Suſtändigkeit der polniſchen Regierung. 
Danzig iſt dagegen berechtigt, auf ſeinem Gebiet den Solldienſt in 
Übereinſtimmung mit den polniſchen Sollvorſchriften zu organiſieren. 
Die Danziger Sollverwaltung darf aber nicht geltatten, daß Waren 
an die öntereſſenten vor Fertigstellung des Abfertigungsbefundes her 
ausgegeben werden. 

Die Danziger Sollverwaltung ijt verpflichtet, Mitteilungen 
der polniſchen Sollinſpektoren in Danzig in polniſcher 
Sprache entgegenzunehmen. Die polnischen Sollinſpektoren, die an⸗ 
geſichts der Art ihrer Tätigkeit die deutſche Sprache unmöglich nicht 
beherrſchen können, dürfen indes bei Anwendung dieſes Rechts nicht 
außer acht laffen, daß ſie ſich vor allem von der Sorge, den Dienſt 
zu erleichtern, leiten laſſen müljen. Es ijt nicht nachgewiesen, daß die 
Danziger Sollverwaltung Beamte. die die polnische Sprache beherrſchen, 
in nicht ausreichender Sahl beſchäftigt. — Die Frage, ob bzw. in⸗ 
wieweit die Freie Stadt Danzig in den Sällen, in denen fie ihre Be⸗ 
fugniffe überſchritten hat, ſchadenserſatzpflichtig iſt, kann 
erſt nach Rechtskraft diefer Entſcheidung nähergetreten werden. 

Durch dieſe Entscheidungen des Hohen Kommiſſars iſt Polen 
allo mit feinen weſentlichſten Forderungen abgewieſen worden. Danzig 
hat das Necht auf den Bezug ſeiner Eigenbedarfskontingente und das 


"Recht auf Freizügigkeit ſeiner Waren nach Polen beſtätigt erhalten. 


Auch hinſichzlich der Handhabung der Sollverwaltung iſt in den meiſten 
Punkten der Danziger Standpunkt anerkannt worden. Cheoretiſch 
hat aljo wieder einmal Danzig geſiegt. Aber Polen denkt gar nicht 
daran, ſich um die Cutſcheidungen des Hohen Kommiſſars zu kümmern. 
Von der poluiſchen Preſſe ſind die Entſcheidungen einmütig abgelehnt 
worden, und die polnische Regierung hat gegen ſie Berufung in Genf 
eingelegt. i : 


müſſen Neubeſtellungen auf unſer „Oſtland“ für 
den Monat Dezember aufgegeben werden. Bei 
päter erfolgenden Beſtellungen iſt eine Sonder⸗ 
gebühr von 20 Pf. zu zahlen Der Bezugspr. für 
1 Monat beträat 0.50 M. (ohne Zuſtellunasaeb.) 
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Der Zloty⸗Vorſtoß. 


Polen geht daran, trotz der Maſſenproteſte der Danziger Be- 
völkerung und trotz der Beſchwerde, die der Senat in dieſer An- 
gelegenheit auf Grund einer völlig klaren Nechtslage bereits nach 
Senf gerichtet hat, die Vorbereitungen für die Ein 
führung der Slotpwährung im Danziger Eifen- 
bahnverkehr zu treffen. Am 17. November traf ein höherer 
Beamter des polniſchen Verkehrsminiſteriums in Danzig ein, um die 
Einrichtung von 42 Wechſelkalſen auf den Bahnhöfen 
im Gebiet der Freien Stadt in die Wege zu leiten. An dieſen Wechfel- 
kaffen ſoll ſich vom 1. Dezember an nach polniſcher Meinung die 
Donziger Bevölkerung die für die Sahrkartenlöſung erforderliche 
polniſche Währung bejorgen. Dabei gedenkt die polniſche Eiſenbahn⸗ 
verwaltung jo zu verfahren, daß ſie dieſe Wechſelſtellen nicht mit 
polniſchen, ſondern mit deutſch- Danziger Beamten 
der polnischen Ciſenbahnen beſetzt, Jo daß lich die Entrüſtung des 
Danziger Publikums unmittelbar nicht gegen polniſche, Jondern gegen 
deutſche Beamte richten würde. Die Danziger Bevölkerung iſt ent- 
ſchloſſen, ſich dieſen Eingriff in die Währungshoheit ihres Sreiftaates 
mit aller Entſchiedenheit entgegenzuſetzen und gegebenenfalls dem 
polniſchen Vorſtoß pajfio, durch Meidung der polniſchen Eiſenbahnen, 
und aktiv, durch Einrichtung eines Danziger Notverkehrs, entgegen- 
zutreten. 

In einer Proteſtkundgebung, die am 18. November in der Danziger 
Sporthalle ſtattfand, wurde einſtimmig eine Entſchließung, die den 
Danziger Selbſtbehauptungswillen bekundet, angenommen. Es heißt en 
ihr u. a.: „ .. Die Danziger Bevölkerung erblickt in der polnischen 
Abſicht den Auftakt ju einem Generalangriff auf die 
Danziger Währung, das einzige, von Polen noch nicht in den 
Kampf gezerrte Bollwerk der Danziger Wirtſchaft, den Auftakt. zu 
einem Generalangriff auf einen der weſentlichſten Beſtand⸗ 
teile der Staatshoheit der Sreien Stadt. Die Dan- 
niger Bevölkerung lehnt die Annahme jeder aufgezwungenen fremden 
Währung ab. Sie ſieht nur Nachteile in einer auch nur teilweisen 
Verdrängung ihrer in allen Kriſen erprobten Währung durch eine 
ſchlechtere Währung. Die Danziger Bevölkerung wendet ſich 
gejchloffen gegen die von der polniſchen Regierung wieder geübte, vom 
Volkerbundsrat ausdrücklich unterfagte Methode, durch Schaffung 
vollendeter Catſachen den Ausgang eines Streitfalles zu beeinfluffen. 
Sie proteſtiert in äußerſter Empörung gegen jede Anwendung gewalt- 
jomer Aktionen wider ihre Rechte und Freiheiten...“ 5 

Die polniſchen Hoffnungen, auf die innenpolitiſchen 
Schwierigkeiten Danzigs ſcheinen zu trügen. Trotz der 
nunmehr im Volkstage angenommenen Anträge auf Aufhebung 
der Ermächtigungsvollmacht des Senates beſteht in außenpolitiſchen 


„Niederlage und Wiedergeburt?“ 


In ihren Kommenkaren zu den Reichstagswahlen vom 6. November 
hat die polniſche Preſſe einen bemerkenswerten Optimismus an den 
Tag gelegt. Sie hat einerſeits zwar mit Bedauern von der erheblichen 
neuen Einbuße, die die polniſche Liſte in Oberſchleſien erlitten hat, 
und von dem weiteren Rückgang der polniſchen Stimmen in Oſt⸗ 
preußen Kenntnis genommen, andererfeits aber mit Stolz auf den 
Stimmenzuwachs der polniſch⸗katholiſchen Volkspartei in den anderen 
Wahlkreiſen hingewieſen. Tatſächlich ſteht dem Rückgang in 
Oberſchleſien und Ostpreußen ja im Vergleich zu den Juli⸗ 
wahlen d. J. ein gewiſſes Anwachſen der polniſchen 
Stimmenzahl in faſt allen anderen Wahlkreiſen 

e genüber. Allerdings bewegt ſich dieſe Zunahme im allgemeinen 
in recht beſcheidenen Grenzen; ſie betrug in den Wahl- 
kreifen Berlin und Potsdam II zufammen noch nicht 200 und in den 
mitteldeutſchen Wahlkreiſen (Merſeburg, Oſthannover, Südhannover⸗ 
Braunſchweig, Dresden-Bautzen und Leipfig) etwa 160 Stimmen. Es 
handelt ſich in dieſen Kreiſen um über weite Gebiete verſtreut lebende 
polniſche Wähler, deren Vorhandenſein völlig belanglos iſt. Von 
Intereſſe iſt nur die Sunahme im Wahlkreis Frankfurt 
(Oder), beſonders im Kreiſe Flatow, und im rheiniſch-weſt⸗ 
fäliſchen Induſtriegebiet, wo die Ergebniſſe der letzten 
Wahl auf eine gewiſfe Erholung des Polentums hinzudeuten ſcheinen. 
In den vier weſtfäliſchen Induſtriewahlkreiſen haben die Polen knapp 
2300 und in dem erwähnten östlichen Wahlkreiſe etwa 200 Stimmen 
gewonnen. Doch haben all diefe Gewinne nicht ausgereicht, um den 
großen Verluſt in Oberſchleſien ausingleichen. Wenn man übrigens 
zum Vergleich nicht die Reichstagswahlen vom Juli, ſondern die Land- 
tagswahlen vom April d. J. heranzieht, iſt in allen Wahlkreiſen ein 
Rückgang der polniſchen Stimmen feſtzuſtellen. Immerhin bleibt das 
örtliche Ansteigen gegenüber den Juliwahlen — Jo belanglos es im 
Geſamtbild der Reichstagswahlen auch iſt — beachtlich. Und es wird 
von der polnischen Preſſe auch „gebührend“ gefeiert. „Unter den 
landwirtſchaftlichen Gebieten“, ſchrieben J. B. die „Nowing Cod- 
Jienne“, „hat ſich nur die Grenzmark mit der Kaſchubei (gemeint iſt 
der Kreis Bütow) vorteilhaft ausgezeichnet. ... . Außerordentlich gut 
haben ſich diesmal die Emigrationsgebiete, wie Mitteldeutſchland und 
Rheinfand-Weftfaten gehalten.“ Für den Rückgang in Oberſchleſien 
findet die polnische Preſſe natürlich wieder allerlei Erklärungen: 
„Manche von uns“, heißt es J. B. in dem erwähnten Blatte, „ehen 


wicklung 


Fragen eine geſchloſſene Front aller Parteien 
abgeſehen natürlich von Kommunisten und Polen. Im Volkskag 
konnte — was ſchon lange nicht mehr der Fall geweſen ijt — 
in der Slotufrage völlige Einheit von den Nationalſozialiſten bis ju 
den Sozialdemokraten feftgeſtellt werden. Vielleicht wird die polnische 
Regierung noch einſehen müllen, daß fie auch hier wieder einmal die 
Stärke des Danziger Seibſtbehauptungswillens zu gering eingeſchätzt 
bat. Polen ſcheint entſchloſſen, es auf Biegen und Brechen 
ankommen zu laffen. Der diplomatiſche Vertreter Polens in 
Danzig, Dr. Papee, bat am 14. November vor dem „Gmina 
Polka“ eine Rede gehalten, in der er ſich u. a. ſehr ſcharf gegen die 
„Einmiſchung des Völkerbundes“ in die Danzig-polniſchen Streitfragen 
gewandt hat: „Man foll uns nicht mit Berichten, Sach 
verfiändigen und Gutachten drohen. Wie kann man 
von einem großen Volke erzwingen, daß es auf ſeine hiſtoriſche 
Million (0 deshalb verzichtet, weil einige fremde Sachbderſtändige, 
Juriften oder Techniker dieſe Miſſion nicht zu verſtehen vermögen oder 
ſie nicht verſtehen wollen? ... Dann wäre das polniſche Volk ſeines 
Namens und ſeiner großen Aufgabe nicht wert. Wir wollen 
immer daran denken, daß es eine Sünde wäre, 
andere um Erlaubnis ju fragen, wenn etwas von 
uns allein abhängt.“ Nun, Herr Dr. Papee, was die Ehre des 
polniſchen Namens, die hier angeblich auf dem Spiele ſteht, angeht, jo 
bedeutet „Polen“ — „Polanen“ ſoviei wie „Jeldbewohner“. Was 
haben die in Danzig und an der Oſtſee zu ſuchen? In derſelben Rede 
hat Dr. Papee auch gefagt: „Wir wollen nicht, daß die 
Freie Stadt aus den Säften des polniſchen Wirt- 
ſchafts körpers Jaugt, ſondern daß ſie ein Alt am 
polniſchen Stamm werde.“ Ja, woher ſoll denn diefer „Alt“ die 
zu feinem Gedeihen notwendigen Säfte ſaugen, wenn nicht aus dem „pol 
niſchen Stamm“? Wenn man das nicht dulden will, dann bleibt nichts 
anderes übrig, als ihn abzuſägen — aljo Grenzreviſionl Dr. Papee wird 
wenig erfreut ſein, wenn er feſtſtellen muß, daß dieſe Schlußfolgerung aus 
der gegenwärtigen Situation Danzigs nicht nur in Deutſchland, ſondern 
auch im Auslande gezogen wird. So ſchreibt das führende engliſche 
Wirtſchaftsblatt, der „Ccouomiſt“: Die große Zahl der Swiſchen⸗ 
fälle. die ſeit dem Abfchluß des Verſailler Vertrages milden Polen 
und Danzig entſtanden ſeien, müſſe das Verhalten Polens, das in der 
gegenwärtigen kritiſchen internationalen Lage einen neuen Swiſchenfall 
dieſer Art hervorzurufen für richtig hielt, geradezu als yrovokatoriſch 
erscheinen laſſen. Es werde immer offenſichtlicher, daß das Problem 
der deutſchen Oſtmark und des polniſchen Korridors nicht länger auf- 
geſchoben werden kaun, wenn Europa wirklich ju einem dauerhaften 


Frieden gelangen wolle. 


die Urſache des Nückganges unserer Stimmen in Schleſien in der ge; 
ringen Wahlbeteiligung, andere in der elenden Wirte 
Jchaftslage, wieder andere in der Irreführung unſerer 
Wähler durch die Jentrumsgeiſtlichen; noch andere ſchreiben die Schuld 
den feindlichen Stimmungen gegenüber unſerem Volke zu. 
Alle haben recht“, meint das Blatt. „Aber recht haben auch die⸗ 
jenigen — und wer weiß, ob nicht am meiſten recht — die da ſagen, 
daß der Mangel an Beraulwortungsgefühl und 
Netionalbewußtjein den Verluſt von 2% Tauſend unferer 
Stimmen in Schleſien verurſacht haben.“ 

Veachtlich iſt, daß die polnischen Biätter hinſichtlich der zu- 
künftigen Entwicklung der polniſchen Minderheit 
auch und gerade in dem Hauptoerluſtgebiet, in Oberſchleſien, eine 
ſtark betonte Juverſicht zur Schau tragen. „Behilflich werden 
uns dabei (. h. bei der Erweckung des polniſchen Geiſtes) die 
jo großartigen äußeren Srſcheinungen der Ent- 
unſeres Lebens fein, wie das Gym 
naſium und die zukünftige Sentralbank“, ſchrieben 
die „Nowinn Codfienne“. Immer wieder iſt zu erkennen, daß die 
Polenbundleute von dem neu eröffneten Gymnafium in Beuthen die 
Rettung vor dem völligen Ausfterben der polniſchen Minderheit in 
Weſtoberſchleſien erhoffen. Aus den polniſchen Blättern klingt ein 
wenig Spott über die Hilfsbereitfchaft der preußiſchen Behörden, die 
ſich jo ſehr darum bemühen, der kraftlos gewordenen Minderheit wieder 
auf die Beine zu helfen, und die fo eifrig beſtrebt find, dieſer Minder 
heit ein nationalpolitiſches Zentrum, eine Bildungsſtätte, zu ſchafſen, 
aus der die künftigen Lehrer, Arzte, Rechtsanwälte und vor allem die 
künftigen Geistlichen, aljo die gebildeten Führer der Minderheit, her⸗ 
vorgehen werden. , 

„Niederlage und Ankündigung einer Wiedergeburt. Im Oppelner 
Schlefien haben wir die Wahlen verloren — wir eröffnen ein polniſches 
Gumnaſium.“ So überſchrieb der „Iluſtr. Kurs. Lodz.“ in Krakau 
feinen Bericht über die Cröffnungsfeier des Beuthener Spmnaſiums 
am 8. November. Su diefer Seiler waren alle Größen des Polen 
bundes erſchienen wie Pfarrer Domanfkiund Dr. Kaczmarek, 
Jan Bacrzemfki vom polnischen Schulverband, Szezepaniak 
vom polniſchen Genoſſenſchaftsverband, Sarnow ki von der Bank 
„Pomoc“ in Berlin (der Eigentümerin des Gumnaſialgebäudes), 
Nawrocki vom polnischen Pfedfinderbund, Pfarrer Rofiolek⸗ 
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Carnau, Pfarrer Klimas, Pfarrer Mel;⸗-Alt-Coſel u. a. m. 
Natürlich fehlten auch nicht der polniſche Generalkonful Leo Mal. 
homme aus Oppeln und der polniſche Konſul Bratkowſki aus 
Breslau. Auch der Präfident der Gemiſchten Kommiſſion, Calon- 
der, und der Präſident des Gemiſchten Gerichtshofs für Ober- 
ſchleſien, Kacken beck, nahmen teil. 

Der Appetit kommt beim Sſſen. Kaum ift das Sumnaſium in 
Beuthen eröffnet, erheden die Polen ſchou wieder weitergehende 
Anſprüche. Die Initiative liegt — wie häufig in ſolchen Fällen — 
beim polniſchen Weſtmarken verein. In einer Verſammlung, 
die dieſer Hetzberein in Bielitz (Ceſchen-Schleſien) abhielt und in der auch 
der ehemalige polniſche Vertreter in Danzig, Dr. Strasburger, eine 
feiner üblichen Korridorreden hielt, forderte Frau Sofia Rofjak- 
Szezubka, die ſich als katholiſche Schriftſtellerin und Hetzerin gegen 
Deutſchland einen Namen gemacht hat, die Eröffnung eines 
zweiten polniſchen Spmuaſiums in Weftober- 
chleſien, und zwar in Geftalt eines Mädchengymnaſiums. 
Viel wichtiger — ſagte ſie — als die männliche ſei die weibliche In⸗ 
telligenz für die Erhaltung des Polentums. Diefe Betonung der 
notionalpolitifhen Bedeutung der Frau iſt richtig. Falſch iſt jedoch, 
daß es ſich in Oberſchleſien um „die Erhaltung des Polentums“ handle. 
Es handelt ſich bei den polniſchen Beſtrebungen vielmehr um die 
Poloniſierung, bzw. Nepoloniſierung einer deut- 
ſchen Bevölkerung. 

„Das Gypmnalium und die Sentralbank der polniſchen Genoſſen⸗ 
Ichaften“, ſchreibt der „Dziennik Berlinſki“ „Jind zwei entſcheidende 
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Momente in unſerem nationalen Leben.“ Demnach ſoll neben dem 
Symnafium alſo auch noch ein Zentralinſtitut für das pol= 
niſche Senoſſenſchaftsweſen in Deutſchland ent⸗ 
ftehen. Die Gründung eines ſolchen Institutes iſt ſchon ſeit langem 
geplant. Die erſten dahingehenden Verſuche gehen in die erſten Nach⸗ 
kriegsjahre zurück. Dann war wieder im Frühjahr dieſes Jahres 
don einer bevorſtehenden Verwirklichung dieſes Planes die Rede. 
Bis vor kurzem hat man von derartigen Sründungsplänen dann nichts 
mehr gehört, dagegen war viel von den ſtändigen Schwierigkeiten, in 
denen ſich eine Reihe poniſcher Volksbanken, vor allem die in Beuthen, 
Ortelsburg und Allenſtein befinden, zu hören. Nun ſcheint die An⸗ 
gelegenheit wieder einmal akut zu ſein — wohl ein Zeichen dafür, daß 
ſich ſtaatspolniſche Stellen wieder einmal ſtärker um die finanzielle 
Seftigung der polniſchen Minderheit in Deutſchland bemühen. „Die 
Sentralbank der polnischen Genoſſenſchaften“, heißt es im „Dziennik 
Berlinſki“, „ſoll für unſer nationales Leben in Deutſchland diefelbe 
Aufgabe erfüllen, die vor dem Kriege die Verbandsbank der 
Srwerbsgenoſſenſchaften in Pofen, ein Werk des un- 
vergeßlichen Schöpfers der Genoſſenſchaftsbewegung, des Prälaten 
Wawezyniak, erfüllen.“ Das heißt: die geplante Zentralbank wird 
ein ausgeſprochenes Kampfinſtitut der polniſchen Min⸗ 
dorheit ſein, eine Waffe im Kampf um den Grund und Boden des 
deutſchen Oſtens, gegen den die polniſchen Volksbanken ſchon bisher 
häufige und infolge der in den meiſten Fällen leider mangelhaften 
Abwehr von deutſcher Seite zum Eeil auch erfolgreiche Vorſtöße 
unternommen haben. 


Die Fälligkeit von Hypotheken und Grundſchulden. 


Die Verordnung des Neichspräſidenten über die Sälligkeit von 
Hupotheken und Grundſchulden vom 11. November 1932 hat folgenden 
Wortlaut: 

Auf Grund des Artikels 43 Abl. 2 der Reichsverfaſſung wird ver- 
ordnet: 

8 1 


(N Die Rückzahlung einer Forderung, die durch eine Hypothek an 
einem inländischen Srundftück geſichert ift, kann nicht vor dem J. April 
1934 verlangt werden. Dies gilt auch für eine Forderung, die bei 
Inkrafttreten dieſer Verordnung fällig iſt, es fei denn, daß die Fällig⸗ 
keit aus deſonderem Anlaß vorzeitig eingetreten ift. . 

(2) Vereinbarungen und Satzungsbeſtimmungne, wonach eine Jor- 
derung aus bejonderem Anlaß vorzeitig fällig wird, ſowie die 
Gläubigerrechte nach den 8s 1133 bis 1135 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
duchs werden durch Ab]. nicht berührt. Der Gläubiger einer Sor- 
derung (Abs. 1) kaun, auch wenn dies nicht vereinbart ist, ohne Ein⸗ 
haltung einer Kündigungsfriſt vorzeitig kündigen, wenn der Schuldner 
länger als einen Monat mit einer Zinszahlung im Verzug iſt. 

5) Abf.] Satz 1 findet auch auf Forderungen Anwendung, die vor 
dem Inkrafttreten dieſer Verordnung aus beſonderem Anlaß vorzeitig 
fällig geworden waren oder fällig gemacht werden konnten, wenn die 
vorzeitige Fälligkeit die §olge einer unpünktlichen Zahlung von Zins- 
oder CTilgungsbeträgen iſt und die rückſtändigen Beträge binnen einem 
Monat nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung nachgezahlt werden. 

(4) Gerichtliche Eutſcheidungen ſtehen der Anwendung der Abj. 1, 3 
nicht entgegen. a 

6) Abf. J bis 4 gelten entſprechend für Grundſchulden und für 
Forderungen, die durch Grundſchulden geſichert lind. 

8 2. 

(N) Auf Antrag des Gläubigers kann das Amtsgericht anordnen, 
daß die Hinausſchiebung der Fälligkeit nach 81 gam oder teilweiſe 
unterbleibt, wenn es die wirtschaftliche Lage des Gläubigers erfordert. 
Das Amtsgericht kaun anordnen, daß die Sorderung in Teilbeträgen 
zurück zuzahlen ſei. . F IE 5 

(2) Das Amtsgericht hat bei ſeiner Entſcheidung die wirtſchaftliche 
Lage des Gläubigers, des Hrundſtückseigentümers und des perſönlichen 
Schuldners, wenn dieſer nicht der Srundſtiickseigentümer iſt, in Betracht 
zu jiehen und einen billigen Ausgleich der widerſtreitenden Belange 


herbeizuführen. 
85. 


Zuftändig ift das Amtsgericht, in deſſen Bezirk das Hrundbuch für 
das belaſtete Stundftück geführt wird, bei einer Geſamtbelaſtung bleibt 
das werjt angerufene Amtsgericht auch für die Eutſcheidung hinſichtlich 
der mitbelaſteten Grundſtücke zuftändig. 


8 4. 

Für das Verfahren gilt, ſoweit dieſe Berordnung nichts anderes 
vorschreibt, [iungemäß das Reichsgejeg über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. Die Reichsregierung kann die Beſtimmun⸗ 
gen treffen, die fie zur Anpaflung an die beſonderen Bedürfuiſſe des 
Verfahrens nach dieſer Verordnung für nötig hält. 

85, 

Das Gericht kann mehrere Verfahren, die denſelben Schuldner 
betreffen, zur gleichzeitigen Verhandlung und Entſcheidung miteinander 
verbinden. Das Gericht kaun die Verbindung wieder aufheben, 


9 6. 
Das Gericht kann von den Beteiligten verlangen, daß Jie eine tat- 
lachliche Vehauptung glaubhaft machen. 


8 7. 
Das Gericht hat ſeine Entſcheidung mit Gründen zu verſehen. 


8 8. 
Die Entſcheidung des Amtsgerichts iſt durch Jofortige Beſchwerde 
anfechtbar. über die ſoſortige Beſchwerde entſcheidet das Landgericht. 
Deſſen Entſcheidung ifi endgültig. 5 


8 9. 

Die ſofortige Beſchwerde kann bei dem Amtsgericht oder bei dem 
Landgericht eingelegt werden. Die Einlegung geſchieht dadurch, daß 
eine Beſchwerdeſchrift eingereicht oder die Beſchwerde zur Nieder- 
ſchrift der Geſchäftsſtelle erklärt wird. 


810. 

() Die rechtskräftige Entſcheidung bindet Gerichte und Ver- 
waltungsbehörden. 

(2) Aus der rechtskräftigen Entſcheidung über die Koſten ſowie 
aus einem vor dem Gericht abgeſchloſſenen Vergleich findet die 
Swangsvollſtreckung nach der Sivilprozeßordnung ſtatt. 

(5) Sf ein Anſpruch nach Grund und Betrag unſtreitig und der 
Gläubiger noch nicht im Beſitz eines vollſtreckbaren Schuldtitels, Jo 
hat das Gericht auf Antrag des Gläubigers in der Entſcheidung die 
Sahlungspflicht auszufprechen. Die rechtskräftige Entſcheidung ſteht 
dem in einem bürgerlichen Nechtsſtreit ergangenen rechtskräftigen 
Urteil gleich. Schluß folgt.) 


— Auſwertungsfrage — 


Deutſch⸗polniſches Aufwertungsab kommen Verlängerung 
der Einreichungsfriſt. 
Die Ständige Kommiljion zur Wahrung der Intereſſen deutſcher 


Beſitzer ausländiſcher Wertpapiere, Berlin NWö7, Dorotheenſtr. 4, 


teilt folgendes mit: 

Die polniſche Regierung hat ſich bereit erklärt, die Ein- 
reichungsfriſt für den Umtauſch der gemäß dem deutſch⸗ 
polniſchen Aufwertungsabkommen vom polniſchen Staat ganz oder teil 
weiſe ju übernehmenden Vorkriegsanbeihen ſowie der Anleihen der 
territorialen Selbftverwaltungsverbände (Provinz-, Kreis- und Stadt- 
anleihen) bis zum 31. Dezember d. J. ju verlängern. 
u einer weiteren Verlängerung diefer Stift kann nicht gerechnet 
werden. 

Es wird erneut darauf hingewieſen, daß nach deutſcher, der polni- 
ſchen Regierung früher mitgeteilter Auffaffung die Einreichungsfriſt für 
die Silber- und Valutaanleihen nicht läuft und die deutſche Regierung 
ihre Bemühungen, eine günstigere Regelung zu erreichen, fortjett. 

Für die Einrichtung don Obligationen bei der Reichsbank jur 
nachträglichen Negiſtrierung iſt nur eine Verlängerung der Stift 
bis zum 31. Oktober zugeJagt. Da diele Suſage erſt jetzt bekannt wird, 
bemüht ſich unſere Regierung um Hinausſchiebuug des Eudtermins 
auf den 30. November 1932, Dieſe Srift für die Negiſtrierung ift 
nalürlich auch für die Silber- und Valutaanleihen ju beachten. 

Im iibrigen wird auf die ausführliche Bekanntmachung über die 
Durchführung des deutſch-polniſchen Aufwertungsobkommens verwieſen, 
die in vollem Wortlaut u. a. in der vom Verlag W. Lewyſohn, Grün- 
berg i. Schl., herausgegebenen Allgemeinen Verloſungstabelle Nr. 50 
vom 12. Dezember 1931 abgedruckt iſt. 

Die Beratungsstelle für die Aufwertung deutſcher Vermögen 
in Polen. v. L. 
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Die Totengedenkfeier des Deutſchen Gſtbundes. 


Wie nun ſchon ſeit Jahren, fand auch diesmal am Totenſonntag 
Nachmittag eine tiefbewegende Gedenkfeier für die teuren Toten, die in 
der uns enfriffenen Heimaterde ruhen, ſtatt. Vorbereitet hatte die 
Feier, wie immer, der Verein ehemaliger Oſtmärker, Poft- 
beamte aus den abgetretenen Gebieten. Der eindrucksvollen Gedächtnis- 
feier ging eine Krauzniederlegung am Chrenmal Unter den Linden 
voraus. Die Sahnenabordnungen, unter Leitung des Herrn Reichsbahn 
oberinſpektors Blume, nahmen am Dom Aufftellung. Unter Vorau- 
tritt der Bezirkskapelle der Poſt- und Telegraphenbeamten (Leitung 
Herr Otto Rolke) ſetzte ſich der Zug unter den Kläugen eines 
Trauermarſches von Beethoven in Bewegung. Am Chrenmal, 
wo ſich eine große Menſchenmenge eingefunden hatte, nahmen 
die umflorten Fahnen und Standarten Aufſtellung. Der 1. Vorſitzende, 
Herr Poſtſekretär Adolf Fäger, führte in kurzer Gedenkrede etwa 
folgendes aus: Wehmut und Trauer erfüllt uns, wenn wir an alle die 
denken, die uns im Leben naheſtanden, und mit Bewunderung und 
Stolz blicken wir auf die Helden, die ihr Leben hingaben, damit Deutjch- 
land lebe. An diefer, den Gefallenen des großen Krieges geweihten 
Stätte finden auch wir Oſtmärker ein Stückchen verlorengegangener 
Heimat, können wir unjerer Toten gedenken und fie ehren. — Als 
ſichtbares Seichen des Dankes legte der Redner im Namen des Vereins 
ehemaliger Oſtmärker, Gruppe des Deutjchen Oſtbundes, einen Kranz 
mil dem Geleitwort nieder: „Den für Deutſchlands Ehre, Recht und 
Freiheit in den Cod gegangenen Söhnen unſerer oſtmärkiſchen Heimat. 
In Dankbarkeit, Ehrfurcht und Treue.“ Die Sahnen ſenkten Jich zu 
ehreudem Gruß, während leiſe das Lied vom guten Kameraden durch 
die ſchlichte Hedenkhalle klaug. Der Abmarſch zur gemeinſamen Ge- 
dächtnisfeier im Dom erfolgte unter dem Crauermarſch von örtel. 
(Den Au- und Abmarſch, ſowie Kranzniederlegung, hat in dankens— 


6 Hige Neichsſchuldbuch forderungen. 

Wir haben bereits früher darauf hingewieſen, daß die politiſchen 
Schwierigkeiten, die durch das Ergebuis der Reichstagswahl in bezug 
ouf die Neubildung des Kabinetts entstehen werden, ſich ungünſtig auf 
die Kurſe der Reichsſchuldbuchforderungen auswirken könnten. Dieſe 
Annahme hat ſich leider beſtätigt, Jo konnte man in der letzten Seit 
Kinsrückgänge der Schuldbuchforderungen um mehrere Prozente feſt— 
jtöllen. Wie zu erwarten war, iſt jedoch das Ausmaß der Nückwärts⸗ 
bewegung bisher nicht erheblich gewefen. Da die Neichsſchulobuch— 
jorderungen zurzeit als eins der beſten Anlagepapiere gelten, glauben 
wir nicht, daß ein weiterer größerer Rückgang der Schuldbuchkurſe 
eintreten wird. 

Am 23. d. M. wurden uns folgende unverbindliche Verkaufskurſe 
genannt: . 


Am 23. d. M. wurden uns folgende unverbindliche Verkaufskurſe 


genannt: 
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1933 22.2... 90.9. 8% v. H 7d v. 
191 94 „ 9 en 72 „ 
155 89 „ 88 5 71 „ 
1936 ...... 84 „ 8 „ 71 „ 
19 77õũ7 80 „ 79 „ 70 „ 
19388 79 „ za „ 1194-38... 7 35 70 „ 


Wiederaufbauzufchläge 1944/43 29 v. H., 194648 98% v. H. 


Wiedergutmachung unerträglichen Unrechts. 

Der frühere deutſche Neichsbankpräſident Hjalmar Schacht 
hat auf der Europatagung der Akademie von Stalien in Nom eine Rede 
gehalten, in der er mit größtem Nachdruck dafür eingetreten iſt, daß 
unbedingt der Grundſatz innegehalten werden müſſe, daß Privateigen= 
tum auch im Kriege für die Kriegführenden heilig ſein muß, und daß, 
wenn Kriegführende dieſen Grundſatz verletzen, den Geſchadigten un- 
bedingt eine volle Eutſchädigung gewährt und für frühere Verletzungen 
dieſes Grundſatzes Wiedergutmachung durchgeführt werden muß. Aus 
den Seitungsmitteilungen über dieſe Rede führen wir folgendes an: 

Schacht ſprach über die Desorganiſation des internationalen Sah— 
lungsverkehrs in der Kriegs- und Friedenszeit. Er führte u. a. aus: 
Da man keine größere Ausfuhr der Schuldnerländer aufnehmen wolle, 
jo bleibt theoretiſch Streichung der Schulden die beſte Löſung. Dabei 
knüpfte Schacht an die vorausgegangenen Ausführungen des Frau 
zoſen Hanotoux an, der mit großem Nachdruck von der Unverletz— 
lichkeit des Privateigentums als der „fundamentalen Grundlage der 
Sipiliſation“ geſprochen hatte. Unter Hinweis auf die Serſtörung 
diefer Grundlage durch die Diktate, die das Privaleigentum der 
Gegner fortgenommen hätten, erklärte Schacht, man könne nicht 
„Grundlagen der Siofliſation“ das eine Mal verlangen und das 
andere Mal außer acht laſſen. Er (Schacht) wünſche mit Hauotoux 
Achtung vor den privaten Schulden; dann ſei aber die Vorausſetzung 
die Neparation (Wiedergutmachung) des begangenen Sehlers. Eine 
jolche Neparation ſei am eheſten geeignef, das verlorene Auſehen bei 
der übrigen Welt wiederherzuſtellen. Man könne 3. B. einem Chineſen 
nicht begreiflich machen, daß man deutsches Eigenkum wegnehmen 
dürfe, aber angeljächjijches nicht. 


werter Weiſe die Tobis-Melofilm G. m. b. H. für ihre Wochenschau 
aufgenommen.) Die Gedächtnisfeier im Dom war den Taujenden von 
Teilnehmern ein tiefes Erlebnis. Unter vollem Glockengeläute und den 
Klängen des Crauermarſches von Chopin (gejpielt von der Poft— 
Bezirkskapelle) zogen 32 Fahnen unter Vorantritt des Bundesbanners 
in das Gotteshaus ein, wo ſie am Altar Aufſtellung nahmen. Geſang 
ſchuf eine andachtsvolle Stimmung, der die Gedenkrede des Herrn 
Paſtor HSürtler von der Heerſtraßengemeinde, früher Matthäikirche 
Poſen, angepaßt war. Seine Worte führten an die Gräber im Oſten. 
Unfere Toten halten das Land, das der Feind den Lebenden 
genommen hat. Ihre Gräber, die keine liebende Hand an dieſem Cage 
ſchmücken kann, find Mahnung zur Treue gegenüber der entrilfenen 
Heimat. Das Land, in dem die Toten ruhen, ift Gottes Land. Wehe 
dem Volke, das ſich in laſterhafter Weiſe an unſeren Toten verfündigt, 
das Jo wenig Ehrfurcht vor den geweihten Gräbern beſitzt, daß es ſich 
nicht ſcheut, die Coten zu ſchänden und Tanzfefte auf dem Gottesacker 
zu feiern. Der Geiſtliche mahnte, unſere Dankbarkeit und unſer Ge— 
denken den Toten dadurch zum Ausdruck zu bringen, daß wir ihre 
Gräber in liebevolle Pflege geben. Die Gedenkjtunde hat bei allen, 
die ſie miterlebt haben, wieder das Gefühl der unlöslichen Verbunden 
heit mit der alten Heimat geweckt, in ihnen das Gefühl der Jehickjal- 
haften Guſammengehörigkeit und den Glauben an die Gerechtigkeit des 
Befreiungskampfes um den deutschen Oſten und damit um Gejamt- 
deutschland geſtärkt. Chorgeſänge des Männerchors „Mozart“, 
Charlottenburg, unter Leitung ſeines Chormeiſters Herrn Adolf 
Gehmert, ſowie ein eindrucksvoll geſungenes Sopranſolo von Frau 
Klemmt, Berlin- Hermsdorf, verſchöuten die Feier. Im Rund- 
funk wurde die Gedenkfeier als ſehr eindrucksvoll geſchildert, ebenso 
in einer Reihe großer Berliner Seitungen. 


Wir Jind Herrn Neichsbankpräſidenten a. D. Schacht außerordentlich 
dankbar, daß er Jo klar und eindrucksvoll ſich für den Schutz des 


Eniſchädigungsweſen.— 


Privateigentums im Kriege und vor allem für die Wiedergutmachung 
des Unrechts, das durch Liquidation deutſchen Eigentums im Welt- 
kriege begangen worden iſt, eingeſetzt bat. Wir können nur hoffen 
und wünſchen, daß mit der gleichen Klarheit und Entſchiedenheit die 
grundſätzliche Auffaſſung, der Herr Dr. Schacht in Nom Ausdruck 
gegeben hat, auch bei der demnächſtigen Weltwirtſchaftskonferenz 
vertreten wird und daß alle beteiligten Mächte dieſer Auffaſſung zu= 
ſtimmen und durch entfprechende Beſchlüſſe die Wiedergutmachung des 
an den Grenzlands-, Auslands- und Kolonialdeutſchen durch Weg— 
nahme ihres Eigentums verübten Unrechts endlich durchgeführt wird. 
Dafür muß auf der Weltwirtſchaftskonferenz in erſter Linie die deutſche 
Reichsregierung eintreten. Die Arbeitsgemeinſchaft der großen Ge- 
ſchädigtenverbände hat in ihrer allen unſeren Ortsgruppen bekannten 
letzten Denkſchrift über die Entſchädigungsfrage darauf hingewieſen, 
daß die Weltwirtſchaftskriſe nur beſeitigt werden kann durch Wieder- 
herſtellung des allgemeinen Vertrauens, daß aber letztere nicht er- 
folgen kann ohne Wiedergutmachung des Unrechts, das an den Ge- 
walt und Liquidationsgeſchädigten begangen worden iſt. Infolge dieſes 
Unrechts und der ungenügenden Enkſchädigung leiden Tauſende von 
ihnen heute bitterſte Not, aus der fie durch eine angemeſſene Er 
höpung der Entſchädigung befreit werden müffen. Sahlreiche geſchäft⸗ 
liche Unternehmen, Klein-, Mittel- und Großbetriebe find infolge 
dieſer ungenügenden Eutſchädigung zuſammengebrochen oder ſtehen vor 
dem Ruin. Auch hier kaun nur durch eine angemeſſene Erhöhung der 
Entſchädigung und Wiedergutmachung des bisherigen Unrechts ge= 
holfen werden. Die Geſchädigtenverbände werden ihren Kampf um 
Wiederaufrollung des Eutſchädigungsverfahrens unermüdlich fortſetzen, 
bis endlich eine Entſchädigung in einigermaßen ausreichender Höhe 
gewährt wird. a 
Die Arbeitsgemeinſchaft der Intereſſenvertretung für den Erſatz 
von Kriegs- und Verdrängungsſchäden, der bekanntlich auch der 
Deutſche Oſtbund angehört, hat an Herrn Neichsbankpräſidenten a. D. 
Dr. Schacht nachſtehendes Telegramm gerichtet: — 
„Die in der „Arbeitsgemeinſchaft der Interejjenverfrefungen für 
den Erſatz von Kriegs⸗ und Verdrängungsſchäden“ organiſierten 
liquidationsgeſchädigten Auslands-, Kolonial- und Grenzlands- 
deutſchen danken Ihnen für Ihr erneutes eindrucksvolles Eintreten 
in Rom für den Schutz des Privateigentums im Auslande und für 
die Wiedergutmachung des an Hunderttauſenden Liquidations⸗ 
geſchädigten begangenen Unrechts.“ 
Der Hinweis Schachts darauf, daß man keinem Chineſen werde 
klarmachen können, daß man zwar deutſches Eigentum ohne volle 
Eutſchädigung liquidieren könne, aber nicht angelhächſiſches, iſt ein 
jehr deutlicher Wink an alle Mächte, daß der Schutz des privaten 
Eigentums im Kriege für ſie alle jeden Tag von aktueller Bedeutung 
und von größter Tragweite werden kann. Darum wird dieſer Hinweis 
hoffentlich den Erfolg haben, daß die Mächte zur Einsicht kommen und 
bei der endgültigen Regelung der Kriegsſchuldenfrage und der Welt— 
wirtſchaftsverhältniſſe Bedacht darauf nehmen und der deutjchen 


- Regierung es ermöglichen werden, die im Friedensvertrag vorgeſehene 


volle Entſchädigung für deutſche Liguidationsgeſchädigte und damit auch 
für die Sewaltgeſchädigten endlich herbeizuführen. 
Liebe Landsleıne: 
. Deckt. Cure Weihnachtseinkäufe bei Oſtmärkern! Unterſtützt auch 
jonſt Eure oſtmärkiſchen Landslenke durch Einkäufe und Beſtellungenl 


FT Sumwesnasrioien 
3 Bundesnachrichten. — 


Nundjunlehörerl 

Am Sonntag, den 27. November, veranjtaltet der Schleſiſche 
Rundfunk einen Autorvortrag Dr. Sranz Lüdtkes; der 
Dichter wird von 11 bis 11% Uhr aus eigenen Werken leſen, und zwar 
(wie das jetzt möglich und üblich iſt) vom Nundfunkhaus Berlin aus. 

Anläßlich des 50. Geburtstages Siegfried v. d. Trench werden 
verſchiedene deutſche Sender des aus Königsberg i. Pr. ſtammenden 
Dichters gedenken: die Sender Leipzig und Königsberg werden, 
vorausſichtlich am 2. Dezember, kurze Darſtellungen aus der Feder 
Dr. Lüdtkes zum Vortrag bringen. 

* 


Der Vorſitzende der Ortsgruppe Kaſſel, Herr Pfarrer Pelz, 
teilt mit, daß er bereit iſt, Oftlandvorträge, Reden und Anjprachen 
in Vereinen, bei Kundgebungen ui. zu halten, wenn diesbezügliche 
rechtzeitige Vereinbarungen mit ihm getroffen werden. Die Vorträge 
find honorarfrei, doch find dem Vortragenden die baren Auslagen 
und Unkoſten zu erſtatten. 


— Aus der Bundes arbeit. — 


Verſammlungskaleuder. 
Ortsgruppe Berlin⸗Oft. Monatsverſammlung Freitag, den 2. 12., 
8 Uhr, im „Köpenicker Hof“. 

Der Srauendienſt des Landesverbandes Berlin - Brandenburg. 
Advents-Feier mit reichhaltigem und ſchönem Programm am Sonntag, 
den 4. Dezember 1932, nachmittags 4 Uhr, im Kuppelſaal des „Ulap“, 
Berlin, Am Lehrter Bahnhof. Hieran nimmt auch die in Berlin 
ſtudierende oſtdeutſche Jugend teil. Für Muſikdarbietungen, Vorträge 
und eine große Weihnachtsmeſſe iſt beitens geſorgt. Eintritt frei. 
(Siehe Injerat in dieſer Nummer.) 

* 


Landesverband Berlin⸗ Brandenburg. 


Ortsgruppe Berlin-Köpenick. Die Monatsverſammlung faͤnd am 
31. Oktober im Neſtaurant Stadttheater ſtatt. In ſeinen einleitenden 
Begrüßungsworten ftellte der Vorſitzende, Landsmann Streubel, 
feſt, daß ſich der Beſuch der nunmehr regelmäßig ſtattfindenden Mil⸗ 
gliederverſammlungen in erfreulicher Weise, trotz der ſchwierigen wirt 
schaftlichen Verhältniſſe, zu heben beginne, Jo daß er heute in der 
Lage ſei, nicht nur neben den alten Getreuen auch eine Anzahl Mit- 
slieder willkommen zu heißen, die in letzter Seit der Mitglieder- 
dewegung fern geſtanden haben, ſondern auch die Aufnahme 
eines neuen Mitgliedes bekanntzugeben. Hierauf wurden 
die letzten Rundschreiben des Bundespräjidiums bezüglich der bevor⸗ 
ſtehenden Aktenausſonderung und der befriftet zu ſtellenden Anträge 
auf Urkundenherausgabe bekanntgegeben und in einer im Anſchluß 
daran stattfindenden erregten Ausſprache durch eine ausführlich be- 
gründete Entſchließung insbeſondere verlangt, daß ſich die Bundes- 
leitung nochmals für eine Aufbewahrung fämtlicher Entſchädigungs- 
akten, beſonders auch der abgewieſenen Schadensfälle, einſetzen ſolle. 
Zur Verleſung und Ausſfprache gelangten auch die inzwiſchen eingegan- 
genen Nundſchreiben des Landesverbandes. Der Vorſitzende berichtete 
im Anfchlug daran über die Vertretertagung des Landesverbandes 
am 15. Oktober d. J. in Potsdam. Großes öntereſſe erweckte der 
Werbeaufruf des Srauendienjtes des Landesverbandes zur Teilnahme 
der oſtmärkiſchen Jugend im freiwilligen Arbeitsdienſt. Die Propa- 
ganda für den „Oſtdeutſchen Heimatkalender“ für 1935 
hat gute Erfolge erzielt. Viele Mitglieder entſchloſſen ſich zur An- 
ſchaffung diefes prächtigen Kampfmittels zur Erreichung unſerer Siele. 
Beſchloſſen wurde ferner auch die Beteiligung der Ortsgruppe an 
der „Einbuchſpende“ des Landesverbandes Berlin-Brandenburg und 
die Abhaltung einer ſchlichten oſtmärkiſchen Weihnachtsfeier am 27. De- 
zember d. J. im Neſtaurant Stadttheater. 

Die Ortsgruppe Erkner hatte Jich am 28. Okt. im Kuffhäuſerheim 
recht zahlreich verſammelt. Der J. Vorſitzende, Herr Sorſtmaun, 
begrüßte insbefondere die Ehrenmitglieder und gedachte des Geburts- 
tages des Neichspräſidenten v. Hindenburg, auf den er ein drei⸗ 
jaches Hoch ausbrachte. Sodann berichtete er über die letzte Landes⸗ 
verbandstagung in Potsdam, den Vortrag des früheren Oberpräfi= 
denten von Oſtpreußen, Auguſt Winnig, und den Freiwilligen Arbeits- 
dienſt, der nach den bisherigen Erfahrungen noch in den Kinder- 
Schuhen ſtecke und des weiteren Ausbaues, am beſten bis zur Arbeits- 
dienjtpflicht, bedürfe. Weiter machte er Mitteilungen über das nächſte 
Aeichsſugendtreffen des Oſtbundes zu Pfingſten 1933 in der Oſtmark, 
über die Eingliederung in die Wehrſportlager, über die Bücherei und 
andere intereſſante Fragen. Im Anſchluß daran wurde beſchloſſen, 
wiederum 30 Heimatkalender zu beſtellen und durch die Jugendgruppe 
verteilen zu laſſen. Auch die Weihnachtsfeier ſoll als echtes deutſches 
Samilienfeſt trotz der Seitnöte wieder im alten Rahmen begangen 
werden. Auch wurde man ſich dahin einig, möglichſt noch vor Weih- 
nachten eine große Werbeverſammlung mit feſſelndem Vortragsſtoff 
zu veranſtalten. Die umfangreichen Vorbereitungen dazu wurden in 
die bewährte Hand des Herrn Forſtmann gelegt. Die monatlichen Su- 
fammenkünfte der Gruppe werden in Zukunft immer am 1. Montag 
nach dem 15. des Monats als Sitzungstag ſtattfinden. Der Vor- 


577 


FFF 


sitzende gedachte zum Schluß noch einmal der goldenen Hochzeit des 
auweſenden Ehepaares Nateitſchack und der Ernennung des 
Herrn N. zum Chrenmitgliede. Das Jubelpaar lud nun alle An- 
weſenden zu einer kleinen Nachfeier ein. 


Landesverband Oſtmarke. 


Ortsgruppe Landsberg a. d. W. Mit dem „Einzug der Gäſte auf 
der Wartburg“ von Wagner eröffnete am 51. Oktober im gut- 
beſuchten Eldoradoſaale die Hauskapelle Frohloff in feſtlicher 
Weiſe den Unterhaltungsabend. Die Landsberger Jungſchar 
zeigte ſich zum erſten Male in der Öffentlichkeit und begann den 
Reigen ihrer Darbietungen: Lieder, Volkstänze, Swiegeſänge, Ge⸗ 
dichtsvorträge (Ile Dreſſeh, Sprechchor. Es gab viel Beifall. 
Der Jungſcharführer Arno Matz kann ſich freuen über dieſen erſten 
ſchönen Erfolg. Den geſanglichen Teil jetzte dann der Gemiſchte Chor 
unter Lehrer Hupps ſicherer Leitung fort. Erfreulich iſt, daß auch 
dieſer Chor ſtärker geworden iſt und daß er ſich nun auch au höhere 
Aufgaben heranwagen kann. Verlagsdirektor Tettenborn ſagte 
allen Mitwirkenden namens der zahlreichen Zuhörer in herzlichen 
Worten Dank und ſprach beſonders im Dank an die Jungſchar die 
Hoffnung aus, daß nun in Zukunft auch ſie wie der Gemiſchte Chor 
in den Suſammenkünften des Oſtbundes recht oft ihre inhaltsreichen 
Gaben in Geſang und Tanz darbieten möge. Mit „Mignon“ und 
einem Altheidelberger Studentenpotpourri ließ die Hausmuſik den 
offiziellen Teil des Unterhaltungsabends ausklingen. — In der vor- 
aufgegangenen geſchäftlichen Sitzung wies der Vorfitende, Verlags- 
direktor Tettenborn, auf den 12. Geburtstag der Landsberger 
Ortsgruppe hin. Empfohlen wurde der Beſuch der Veranftaliung 
des Guſtav-Adolf-Vereins am 13. November im „Eldorado“, Pfarrer 
Brummack aus Poſen wird ſprechen. — Es wurde noch über Ent- 
ſchädigungsfragen geſprochen, und Nechnungsrat i. R. Tetzlaff er- 
läuterte als Fürſorgekommiſſar die bevorstehende Arbeit und er- 
mahnte im übrigen alle zu weiterem feſten Zufammenjtehen in den 
Reihen des Oftbundes, damit Ortsgruppe und Bund auch fernerhin 
die gesteckten Siele tatkräftig und erfolgreich verfolgen können. 


Landes verband Vorpommern. 

Orfsgruppe Stettin. War es früheren Vorträgen vorbehalten, 
mehr die politiſche und die wirtſchaftliche Seite der Oſtfragen und des 
Polentums zu behandeln, ſo beleuchtete in der Novemberverſammlung 
der Schriftsteller Walter Kühne die geiſtige Seite des für die Hrenz⸗ 
provinz Pommern beſonders wichtigen Oſtproblems. Polnische Werke 
Jeien in deutſchen Büchereien nur in geringer Sahl zu finden. Die 
erjten Lehrſtühle für Slawistik wurden von Friedrich Wilhelm IV. in 
Borlin und Breslau eingerichtet, aber mit einem Polen (Berlin) und 
mit einem Cſchechen (Breslau) beſetzt, die natürlich in ihrem Sinne 
arbeiteten. Die Aufteilung Polens am Ende des 18. Jahrhunderts 
habe den Polen in den drei Teilungsgebieten eine verſchiedene Ent- 
wickelung, dazu aber eine für jie wertvolle Schulung und Spezialaus- 
bildung gebracht, Jo von Rußland im Nationalbewußtſein, von Öfterreich 
in der Politik und von Preußen-Deutſchland in wirtſchaftlicher Hinſicht. 
Polen war vor den Teilungen als Staat nur ein loſes Gefüge. Von 
11 Millionen der Bevölkerung bildete eine Million die „Schlachta“. 
Dieſe Schicht, die man nicht mit dem deutſchen Adel vergleichen kann, 
beſaß allein Staatsbürgerrechte; ſie war nicht nur eine Geſellſchaft, 
jondern auch eine Gemeinſchaft und der Träger des Staates Coweit 
man von einem „Staat“ ſprechen konnte). Durch die Steigerung zur 
franzöſiſchen Kultur und durch den franzöſiſchen Einfluß fühlten ſich die 
„Schlachzijen“ als Parifer, fie hatten wohl ein Standes-, aber kein 
Volks- und Nationalbewußtfein. Nach den drei Teilungen des polui- 
chen Staates begann bei den Polen die Abkehr von der franzöſiſchen 
und die Anlehnung an die deutſche Kultur. Diefe Wandlung hatte zur 
Solge, daß nicht nur bei der Schlachta, ſondern auch bei den Bürgern 
und Bauern ein polniſcher Staatsgedanke aufkam. Die deutſche philo- 
jophiſche Richtung, insbeſondere die Schellingſche Philoſophie, er- 
weckte in Polen ein neues Geiſtesleben und dadurch das „poluiſche“ 
Nationalgefühl. So bekannte zu Beginn des 19. Jahrhunderts ein 
Führer des polnischen Geiſteslebens: „Wir Polen find erſt 
rechte Polen durch die deutſche Kultur geworden; 
fie hat uns zu einem Wirken im Großen und zu 
eigenen Kräften verholfen. Pole kann man nur 


werden, wenn man Sich von deutſchem Geiſtesleben 


durchdringen läßt.“ Dies erwähnte auch der bekannte polniſche 
Dichter Mickiewicz in der „Vorrede“ eines großen Werkes; aber 
heute wollen es die Polen nicht wahr haben und unterſchlagen einfach 
diefe Vorrede, und die deutſchen Wiſſenſchaftler bringen fie auch nicht 
in Erinnerung. Große Beachtung fand bei den Polen die Hegelſche 
Philoſophie von der Lehre des Volksgeiſtes. Jedes Volk hat ſeinen 
Volkesgeiſt, lebensfähig ſind aber nur Völker, die einen Staat bilden. 
Dieſe Lehre des deutſchen Philoſophen hat bei den Polen das Ver— 
langen nach der Wiedererrichtung eines polnischen Staates wachgerufen, 
und dieſe Idee Jollte den polniſchen Volksgeiſt lebendig erhalten. Es 
kam der Wahn auf, die Polen feien das auserwählte Volk, der Meſſias 
unter den europälſchen Völkern, und werden der germaniſchen Kultur 
eine polniſchflawiſche folgen laſſen. Der Wahn lebt heute fort in dem 
Expanjionswillen, in der Gier nach weiterem deutſchen Land. Dazu 
kommt die Illuſion, ohne deutſchen Geiſteseinfluß fertig zu werden, und 
die Sucht, alles Deutjihe zu entfernen. Doch die Entwicelung zeigt, 
daß ohne deutſchen Einfluß Polen geiſtig verhungern muß. Wir ſehen 
es jetzt ſchon an den jetzigen geiſtigen Produkten der Polen. Das Siel, 
ein jelbſtändiges Polen, iſt erreicht — aber wie weiter? Die Polen 


haben bei ihrer explofiven Veranlagung übertrieben und werden von 
ihrer Höhe wieder herunter müflen. Sie können durch den franzöſiſchen 
Einfluß in der Politik, in der Wirtſchaft ſowie im Geiſtesleben wieder 
nicht recht vorwärts kommen. Sie müffen ſich bald geiſtig neu orien- 
tieren und dann entweder für die deutſche oder weiter für die frau⸗ 
zöſiſche Geiſtesrichtung entſcheiden. Wir in Deutſchland müllen polniſche 
Fragen nicht nur politiſch und wirtſchaftlich, ſondern auch geiftig be- 
handeln und zu löſen verſuchen. Ebenſo wie das franzöſiſche muß auch 
das polnische Geiſtesleben ſtudiert werden. Ju der Schule fehlt noch 
das geiſtige Intereſſe für den Oſten. Schon die Schuljugend, insbeſondere 
diejenige in den Oſtgebieten, muß erfahren, daß Jamtliche Jlawiſchen 
Völker vom deutſchen Geiſtesgut leben. Da tut mehr Nationalftol; not. 


Deutſche Bildung darf nicht nur weſtlich orientiert ſein, ſondern fie muß“ 


lich auch den Oftfragen zuwenden. Darum müſſen wir uns über Oſt⸗ 
fragen informieren und dazu, insbeſondere in. den Oſtprovinzen, die 
polniſche Sprache erlernen, um bei einer kommenden Auseinander- 
ſetzung geiftig gerüſtet zu ſein. — Nach Erledigung des geſchäftlichen 
Teils durch den Vorſitzenden, Stadtbauinſpektor O. Schmidt, 
folgten heitere Vorträge der Theatergruppe unter Leitung von Herrn 
Willi Jäckel und Herrn Walter Schwarz; ſowie des Mufikkreijes 
unter Leitung von Herrn Hermann Wernitz ke. 


Landesverband Sreiſtaat Sachſen. 


Ortsgruppe Leipfig. Am 2. November fand in unſerem Vereins- 
heim „Südbräu“ die 11. Monatsverſammlung ſtatt. Da zu derſelben 
durch befondere ausführliche Nundſchreiben eingeladen wurde, war der 
Beſuch ein ganz außergewöhnlich ſtarker. Nach der Begrüßung durch 
den Xorfitenden, Herrn Dümke, erfreute uns unſere Geſang s- 
gruppe unter Leftung von Srau Schmidt durch einige ſtimmungs⸗ 
volle Geſänge. Alsdann wurden wiederum fünf neue Mit⸗ 
glieder aufgenommen. Herr Reichsbankoberinſpektor Hugo 
Kunze wurde als Vorſitzender der Gejangsgruppe in den Vorſtand 
gewählt. Als Hauptpunkt der Tagesorduung gab Herr Baurat Dr. 
Meilter als 2. Vorſitzender den äußerſt wichtigen Inhalt der letzten 
Nundſchreiben über die Herausgabe von Urkunden aus den zur Ver- 
nichtung beſtimmten Entſchädigungsakten bekannt. Die von der 
Bundesleitung gefertigten Fragebogen kamen anſchließend daran zur 
Verteilung, und unſer Schriftführer, Herr Simon, übernahm es, 
die Anträge zu ſammeln und geſchloſſen der Bundesleitung des Olt- 
bundes zu überweiſen. Nach Erledigung einiger interner Angelegen- 
heiten wurde die äußerſt eindrucksvolle Sitzung mit dem Wunſche, 
daß alle Versammlungen einen gleichfalls jtarken Beſuch aufweifen 
möchten, durch den Vorſitzenden geſchloſſen. 


Landesverband Sachſen⸗ Anhalt. 


Ortsgruppe Merseburg. In der Oktoberverſammlung des Olt- 
märkervereins gab der 1. Vorſitzende, Dr. Hannß, einen Rückblick 
über die fo eindrucksvoll verlaufene Ojtmarkenkundgebung, über die 
an dieſer Stelle auch eingehender berichtet wurde. Herzlichſt dankte 
er allen Vereinen und der Preſſe, die ſich geru in den Dienſt der guten 
Sache geſtellt hätten. Beſonderer Dank gebühre dem unermüdlichen 
2. Vorſitzenden, Idzikomjki, der die ganze Arbeitslaſt auf ſich ge⸗ 
nommen hatte. Nach Bekanntgabe einiger geſchäftlicher Mitteilungen, 
u. a. der Gründung einer oſtmärkiſchen Jugendgruppe, widmet 
Dr. Hannß herßfliche Abſchiedsworte dem von hier und Jeinen Oſt- 
wärkern ſcheidenden Paſtor Angermann nebſt Gattin. Die Oft- 
märker, die ſich heute ihm zu Ehren verſammelt hätten, ſehen ihn 
ungern ſcheiden. Der Danke für feine rege Tätigkeit für unſere ver⸗ 
lorene Oſtmark ſei ihm gewiß. Er wünſchte ihm und ſeiner Gattin 
alles Gute für ſeinen Lebensabend. In bewegten Worten dankte 
Paſtor Angermann zugleich im Namen ſeiner Gattin für die herz- 
lichen Abſchiedsworte. Es wäre ihm eine Freude geweſen, dem Ojt- 


märkerverein anzugehören, und heilige Pflicht, für die Oftmark zu 
arbeiten. Bei angeregter Unterhaltung blieben die Oſtmärker noch 
einige frohe Stunden zulammen. — In der Novemberverſammlung 
konnte der J. Vorſitzende, Herr Dr. Hannß, wiederum eine große 
Sahl von Teilnehmern begrüßen; er gab zunächſt ein Schreiben des 
Landesverbandes Sachſen- Anhalt in Halle bekannt, der für die überaus 
gute Aufnahme in Merſeburg anläßlich der großen Oſtmarkenkund⸗ 
sebung dankte und die Ortsgruppe zu dem guten Verlauf diefer Kund⸗ 
gebung, in der ſich die Einmütigkeit der Bevölkerung von Stadt und 
Land in der Oſtfrage bewieſen habe, beglückwünſchte. Ferner wurde 
ein Schreiben des Deutſchen Oftbundes, Berlin, über die Vernichtung 
von Entſchädigungsakten bekanntgegeben. Wegen Herausgabe von 
Urkunden haben ſich hiervon betroffene Mitglieder, auch Nichtmitglieder, 
nur an den 2. Vorſitzenden zu wenden. Die Anträge müſſen bis zum 
30. November 1932 beim Deutſchen Oſtbund eingegangen ſein. Der 
Bezug des „Ostland“ (Preis 1,50 NM. vierteljährlich) und des „Oſt⸗ 
deutſchen Heimatkalenders“, den Ortsgruppenmitglieder zu ermäßigtem 
Preiſe erhalten. An der Weihnachtsfeier der Oftmärkijchen 
Jungſchar, die am 18. Dezember d. J. im Schützenhaus ſtattfindet, 
nimmt der Oſtmärkerverein geſchloſſen teil. Das Stiftungsfeſt 
findet im Februar ſtatt, und die Jahreshauptverſamm- 
lung Anfang Januar nächſten Jahres. Mit Dankesworten ſchließt 
der 1. Vorſitzende die harmonisch verlaufene Verſammlung, und die 
Mitglieder blieben noch in angeregter Unterhaltung beifammen. 


Landesverband Heſſen⸗Naſſau-Süddeutſchland. 
Die Ortsgruppe Darmſtadt eröffnete am 29. Oktober mit einem 
öffentlichen Vortragsabend bei voll beſetztem Saale die Reihe ihrer 
diesjährigen Winterveranſtaltungen. Nachdem vorher eine Mit- 
gliederverſammlung ſtattgefunden hatte, ſprach nach der Begrüßung 
durch das Vorſtands mitglied, Herrn Otto Lehmann, Herr Bank- 
direktor W. J. Kluge über das Thema „Deutſche Wirtſchaft 
und deutſcher Oſten“. Der Redner verſtand es, an Hand 
eines ausgezeichneten und inſtruktiven Lichtbildmaterials ein klares, 
wenn auch ſchmerzliches Bild von den brennenden Fragen im Oſten zu 
entwerfen. Beſonders aufſchlußreich waren die vergleichenden Bilder 
und Karten. Von dem reichen, für uns erſchütternden Zahlen 
material, das Herr Kluge bekannkgab, ſei nur erwähnt, daß im 
deutſchen Oſten allein 346 009 felbſtändige landwirtſchaftliche Betriebe 
abgetreten werden mußten. Der Redner berührte auch die 
Drohungen, die im polniſchen Imperialismus gegenüber Oſtpreußen 
und Schleſien begründet find, und Jette eingehend auseinander, welche 
Ichweren, unerſetzlichen Verluſte allein an Bodenſchätzen und an 
Induſtrieanſagen Oberſchleſien durch die ungerechte und unglückliche 
Grenzziehung erlitten hat. Durch die Vergewaltigung des deutſchen 
Oſtens ſind weiterhin beſonders die Berkehrswege, Eisenbahnen, 
Straßen und Schiffahrtswege entweder abgeſchnitten oder durch die 
polniſche Wirtſchaft verlottert. Auch durch die Abwanderung, be- 
Jonders von Erwachſenen, die alſo Ausbildung und Lehrjahre noch im 
Olten durchgemacht haben, wird die Wirtſchaftskraft des deutſchen 
Oftens noch geſchmälert. Kampftarife der polniſchen Bahnen und 
andere Maßnahmen tragen dazu bei, um die wirtſchaftlichen Ver- 
höltuiſſe im deutſchen Oſten noch zu erſchweren. Arbeitsloſigkeit und 
wirtſchaftlicher Rückgang treffen in gleicher Weiſe das flache Land, 
Klein- und Großſtädte. Schließlich würdigte der Nedner noch die 
Bedräugniſſe der deutſchen Kultur im Oſten und kam zu dem Schluß, 
daß der deutſche Often am Suſammenbrechen if. Zu hoffen und 
wünſchen ift, daß das Oſthilfeprogramm, das nur ein Aufang ſein 
kann, den dringendften Nöten ſteuert. Im Kampf um das Oftland, 
der Aufgabe des ganzen deutſchen Volkes ſein muß, liegt das deutſche 
Schickſal. Der Redner erntete reichen Beifall. Erfolg des Abends: 
Drei neue Mitglieder. 


Perſönliches. 
Trauerfall in der Familie unjeres Ehrenpräſideuten, 
Herrn Geheimrat von Cilln. 

Der allverehrte Ehrenpräſident des ODeutſchen Oſtbundes, Herr 
Geheimer Oberregierungsrat von Tillu, und feine Samilien- 
angehörigen find in tiefe Trauer verſetzt worden dadurch, daß am 
16. November die jüngſte Tochter des Herrn Geheimrats von Cillp, 
die Gemahlin des Sabrikdirektors Dr. rer. pol. Werner Hecker, 


in dem blühenden Alter von 32 Jahren aus dem Leben geſchieden ift. - 


Sie war vor einiger Seit ſchwer erkrankt, der Geſundheitsjuſtand 
belſerte ſich jedoch einigermaßen, Jo daß Hoffnung beſtand, daß Sie 
wieder voll genefen wäre. Leider hat ſich die Hoffnung nicht erfüllt. 
Die Verſtorbene hinterläßt außer ihrem Gatten ein Töchterchen. Das 
tragiſche Geſchick, daß Jie in der Blüte der Jahre dahinſcheiden 
mußte, wird von allen Mitgliedern des Oftbundes, die Herrn Geheimrat 
von Lilly soviel zu verdanken haben, mit dem allergrößten Mitgefühl 
mit dieſem und ſeiner hochverehrten Gattin trauernd mitempfunden. 


Pfarrer Karl Schulze f. 
Im Alter von 61 Jahren ilt am 17. November in Kruſchwitz, 


Kreis Hohenſalza, Pfarrer Karl Schulze, der ſeit acht Jahren dort 


wirkte, geſtorben. Er erfreute ſich in feiner Gemeinde großer Beliebt 
heit, Jo daß Sein Ableben in dieſer und weit darüber hinaus wärmfte 
Teilnahme erweckt. 

0 * 


‚Sein gojähriges Meiſterjabiläum kann am 30. 11.32 der Dadydecker- 
meiſter Roman Nuga in Grünberg begehen, früher in Rackwitz, 
Kreis Bomſt, wo er am 30.11.1892 fein Gefchäft gründete und 
Meiſter wurde. a 

Silberne Hochzeit: Fritz Perfigehl und Frau Aarie, geb. Tamke, 
in Breslau, Weißenburger Straße 31, fr. Poſen-Wilda, Wrangel- 
ftrape, am 13. 12.; Capefiermeiſter Max Kretſchmer und Srau 
in Lauban, Wönchgaſſe 2, fr. Nawitſch. 

Soldeue Hochzeit: Die Eheleute Julius Weber und Frau Lydia, 
geb. Schmidtchen, fr. Georgsburg (Samter), jetzt J. S. in Berlin-Neu- 
Kölln, Pflügerſtr. 15, am 38. J.; Herr Heinrich Nam me, geb. 14. 12. 
1860, und jeine Gattin Regina, geb. 13.9. 1864, wohnhaft zu Cochſtedt, 
Dez. Magdeburg, am 26. 11. (N. ſiedelte 1005 nach Salaſewo (Poſen- 


- Oft) über und war dort Landwirt und Gaſtwirt, nach ſeiner Ver- 


drängung 1921 fand er Zuflucht in Herne i. W., wo er ſtets ein ge- 
treues Mitglied der Ortsgruppe des Deutſchen Oftoundes war und 
auch nach ſeinem Verzuge nach Cochſtedt, wo das Jubelpaar den 
Lebensabend bei einer verheirateten Tochter verbringt, noch ih). 


— 


Bejahrte Oſtmärber: Robert Pfeiffer, Bohnhofsaſſiſtent i. N., 
in Nohnſtock, Kreis Bolkenhain, am 26. 11. 73 J., und deſſen Gattin 
Frau Johanna, geb. Dilling, em 26. 10. 67 J., früher Gora, Kreis 
Jarotſchin, und Kions, Kreis Schrimm; früherer Nittergutsbeſitzer 
Stephan Krauſe in Striegau, Bahnhofſtr. 35, am 26. 12. 81 C. 
(Kr. hatte vor der Verdrängung die Nittergüter Irrſingen, Kreis 
Guhrau, und zuletzt Liſſa in Pofen, jetzt iſt er nur auf die Klein- 
rentner⸗Unterſtützung angewieſen); Frau verw. Hauptlehrer Auguſte 
Tamke, geb. Hellwig, in Breslau, Weißenburger Str. 31, früher 
Poſen-Wilda und Altſee, Kreis Poſen-Weſt, am 25. 12. 73 J.; 
Frau verw. Brauereibefitzer Ottilie Kosmahl in Striegau, 
Wilhelmſtr. 17, früher in Punitz, am 19. 11. 73 J.; Frau Ottilie 
Teske in Striegau, Schweidnitzer Straße, früher in Oſtrowo, am 
2. 12. 74 J.; Eiſenbahning. a. D. Anton Piechowſki in Dresden- 
A. 16, Gabelebergerſtr. 19, früher Bromberg, Vorſtandsmitglied der 
Ortsgruppe Dresden, am 2. 12. 70 J.; Ludwig Schwerdtfeger in 
Dortmund - Mengede, Oſtrickerſtr. 20, früher Berent, am 2. 12. 85 J.; 
Guſtabv Nuß, Gollauffeher i. R., in Liegnitz, Sophienstr. 44, früher 
Roften i. P., am 15.11. 70 J.; Rentner Sriedrich Kümmel in 
Grünberg i. Schl., Burgſtr. 17, früher Bromberg, am 17. 11. 80 J. 


Seftorben: Frau Oberregierungsrat Steen - Meyer in Ber” 
Schöneberg, Bozener Str. 3, Gattin des verdienstvollen früherer 
unferer damaligen Vorprüfungsſtelle Berlin, jetzt am 8“ 
Neichsamt tätig, zurzeit in Bad Oldesloe, am 17. 1. St 
rat Jarecki, geb. Pringsheim, Sattin des Nechtsar 
Notars Jaretki in Berlin - Wilmersdorf, Landshuter St: 
Sohnes der Provinz Pojen, der ſich vor feiner Be. 
Pofen großen Anſehens erfreute, am 20. 11.; Srau Bertha Hor 
ner, geb. Ertel, in Cjempin am 16. 11., 63 g.; Vittergutsbeſitzers⸗ 
witwe Marie Groſch ke, geb. Freytag, in Bromber , Mutter des 
Bezirksdirektors Hugo Groſchke, des J. Vorfigenden des dem Deutſchen 
Ojtbund als Ortsgruppe angeſchloſſenen Heimatbundes der Deutſchen 
aus Bromberg und dem Netzegau, in Berlin, Eiſenacher Str. 39. 
deſſen Eltern viele Jahre hindurch bis zum Jahre 1900 Eigentümer 
des Rittergutes Paulinen bei Klarheim im Kreiſe Bromberg waren, 
om 10.11, 0 F.; Rentner Suſtav Manske aus Grünberg i. Schl. 
am 11.11, 71 J.; Srau verw. Major Marie v. Unruh, geb. 
v. Kalckreuth, aus dem Hauſe Muchocin bei Birnbaum, feit 1890 
Görlitz, Jechmannſtraße, 96 J.; Spediteur Johannes Noeren-⸗ 
berg, Berlin O 34, Memeler Straße 82, früher Bromberg, am 
15. J., 68 J., durch Herſſchlag (Mitglied der Ortsgruppe Berlin-Ost. 


Aus der uns verbliebenen Gſtmark. 


Aus der Grenzmark Pofen-Weſtpreußen und Offpommern. 


Bomſt. Der deutſche Landwirtsſohn Albert Stilo aus Bomſt, 
der bei einer Grenzüberſchreitung im kleinen Grengverkehr im Sommer 
dieſes Jahres von den Polen feſtgenommen und vom Poſener Stand- 
gericht in Wollſtein in nicht öffentlicher Verhandlung wegen angeb— 
licher Spionage zugunften Deutſchlands zu fünf Jahren Zuchthaus ver= 
urteilt worden war, iſt geflüchtet und über die deutſche Grenze ge— 
langt. Er iſt bereits wieder bei feinen Eltern eingetroffen. Die näheren 
Umftände ſeiner abenteuerlichen §lucht, die unmittelbar vor der liber- 
führung ins Suchthaus erfolgte, hat Stilo zu Protokoll gegeben. Die 
geringe Entfernung zwischen Wollſtein und der Grenze hat die Slucht 
naturgemäß erleichtert. 

Köslin. Der geiſteskranke frühere Kriminalbeamte Jendrewſki 
verſuchte vor kurzem den Negierungspräſidenten Cronau gu 
verhaften. Cr ließ lich in der Privatwohnung des Regierungs- 
präſidenten melden, erklärte, er ſei der Vizepräſident und drang 
in das Zimmer Cronaus ein. Dort erklärte er dem Regierungs- 
prälidenten, der am Kaffeetiſch ſaß: „Ich habe den Auftrag, Sie zu 


Heute wurde meine geliebte Frau, 
unſere geliebte Mutter, Großmutter 
und Schweſter, Frau 


Willie Jarecki 


geb. Priugsheim 


durch einen ſanften Tod von ihren ſchieden. 


unſäglichen Leiden erlöſt. 


Im Namen der Hinterbliebenen 


Juſtizrat S. Jarecki. 


Berlin W. Landhausſtr. 41. 
Bad Nauheim, dem 20. November 1932. 


Statt jeder beſonderen Anzeige. 


Meine liebe Frau, meine gute Mutter, . 
unſere inniggeliebte Tochter, unſere i 
treue Schweſter und Schwägerin 

| 


Frau Rita Hecker 


j geb. von Tilly 
it in ihrem 33. Lebensjahre nach „ 
ſchwerer Krankheit heute von uns ge⸗ . 


Würzburg, Berlin und Friedrichshof im 
Oderbruch, den 16. November 1932. 


Dr. rer. pol. Werner Heller, 

Fabrikdirektor, N 
Silvia Hecker, | 
von Tilly, Geheimer Ober: 5 

Regierungs⸗Rat, 
Eliſe von Tilly, geb. Gain, 
Erika von Tilly, geb. von Tilly, N 
Fritz von Tilly, Hauptmann a. D. 


verhaften.“ Er behauptete, der Regierungspräſident habe Sprit- 
ſchmuggel begangen. Als Jendrewiki merkte, daß der Regierungs- 
präſident inzwiſchen einen Beamten herangerufen hatte, ergriff er 
plötzlich die §lucht und verſuchte über die Dächer zu entkommen. Er 
wurde jedoch ſchon auf dem Boden des Haufes feſtgenommen. Jen- 
drewſki war früher Kriminalalliſtent in Köslin, fpäter Schutzpolizei 
beamter in Oberſchleſien und hatte wegen Unkorrektheit aus dem 
Dienſt ſcheiden müffen. An den Spritſchmuggeleien ift Jelbjtverftändfich 
kein wahres Wort. 


Aus der uns geraubten Oftmark, 


Aus Poſen. 

„Bromberg. Nach einer Meidung der „Kattowitzer Zeitung“ ift in 
einer Sitzung der franzöſiſch-polniſchen Ciſenbahngeſellſchaft Ober⸗ 
ſchleſien-Gdingen beſchlofſen worden, den Sitz der Direktion 
der neuen Siſenbahn nach Bromberg zu legen. In 
Gdingen ſoll eine beſondere Stelle geſchaffen werden, die die Aufgabe 
haben wird, die Bromberger Direktion in allen Angelegenheiten des 
Tranſits zu vertreten. 


n. mu. e.. 


kowynı, wane wenn oo, 
teilt. Die der Mittäterſchaft angeklagte Janina Powierynd be- 
urteilte das Gericht zu 15 Jahren Gefängnis. Der Staatspräfident 
hat die Todesſtraſe für M. telegraphiſch auf dem Gnadenwege in 
15 Jahre Gefängnis umgewandelt. 


Koniß. In Czerſk ift von polnischen Burſchen die evan⸗ 
geliſche Kirche in übler Weile geſchändet worden. 
Außerdem wurden ſämtliche Fenſterſcheiben eingeworfen. Die Täter 
können, wie üblich, von der Polizei nicht ermittelt werden. 


8 Preußiſch⸗ Stargard. Im Pr.-Stargarder Gefängnis versuchte der 

kürzlich in Gdingen wegen angeblicher Spionage für Deutfehland zu 
zwei Jahren Gefängnis verurteilte reichsdeutſche Verſicherungsbeamte 
Wilhelm Scheil Selbſtmord zu verüben, indem er I8 Aſpirin- 
labletten verſchluckte und ſich die Pulsadern aufſchnitt. Sofortige 
ärztliche Hilfe konnte ihn jedoch retten. Darauf trat der Häftling 
in den Hungerſtreil und nahm zehn Tage keine Nahrung zu 
ſich, Jo daß ihm ſchließlich gewaltſam Nahrung zugeführt wurde. 
Scheil iſt offenbar unschuldig verurteilt worden, denn er hat nur fein 
zu einer Kaſerne umgewandeltes Vaterhaus in Neuftadt auf einer 
1 durch den Korridor nach Oſtpreußen photo- 
graphiert. 


Thorn. Hier hat eine neue Wochenſchrift Swit zu erſcheinen be- 
gonnen, die kommuniſtiſch gefärbt iſt. Das „Slowo Pomerſkie“ 
bemerkt dazu, die Tatſache, daß in Thorn ein kommuniſtiſches Blatt 
erſcheine, müſſe die Pommerelter Öffentlichkeit ernſt ſtimmen. Im letzten 
Jahr habe die Sahl der Juden in den Städten Pom 
merelleus zugenommen, während auf dem Lande ſich 
aufwiegelnde und umſtürzleriſche Bewegungen 
geltend gemacht hätten. Wer bezahle dieſe Agitation und wer finan- 
ziere den Smwit? fragt die „Hazeta Warſzawſka“. Wenn die „Gazeta“ 
ſolch rethoriſche Sragen ſtellt, meint fie immer nur: Deutſchland. 


Dieſe Nummer umfaßt 12 Seiten. 


am 30. November d. J. die Eheleute 


| Julius Weber 
und Frau Lydia 


geb. Schmidichen 


früher Georgs burg (Samter), 
' jetzt 3. 3. Berlin⸗Neukölln, 
0 Pflügerſtraße 15. 


Die Ortsgruppe des Deutſchen Dfl- 
bundes in Wriezen / Oder gratuliert ihrem 
alten, treuen Mitgliede hierzu recht 
herzlich. 


1 
Das Feſt der goldenen Hochzeit feiern 


%%% % I ee ern %%% %%% %%% %%% %%% „%%% 580 PPP e 


ö — 35 Oftmärkert Proviſionsfrei! 
Aufb 9 8 kredit nagen, Glänzende Existenzen! 
u. Auslands deutsche G.m.b.H. Ceschüftshaus i 5 e 
(Geschädigtenhlife des Deutschen Ostbundes) 5 . 5 Anzahl. H . 


Dreifamilien = Villa m. jeglichem 5 

Komfort in Warnemünde .. 22000 
Sabrikgrdſt. f. Sentralheizungs- 

u. dergl. Anlagen m. Wohn- ee 

haus u. Inventar i. Stettin . 20.000 
J2⸗Con.-Dampfmühle m. kompl. N 

Inventar i. Kreisstadt d. Pro= 

vinz Hannover.. Is ooo 
Sabrikgrundſtiick (5300 qm groß) 

in Göppingen . . . Preis: 65 000 
Villenartiges Wohngrundſtück 0 

(13 Zimmer) m. majfiv. Sara- 

gengebäude in Huben. 40.000 
Wohn- und Geſchäftshaus mit 
Bäckereigebäude in der Pfalz 15 ooo 
Villengrundſtück m. allem Kom- 

fort u. herrl. Obſt⸗ u. Zier- 

garten in Hof i. Bayern .. 25 ooo 
Seſchäftsgrundſtück m. Kolonial- 

waren u. Delikateſſengeſchäft 

in beſter Lage Nordhauſens . 10000 
Sabrikanlage (bisher Stanz- u. 

Eniaillierwerk) mit Bahn- u. 

Waſſeranſchl. i. Sreift. Sachſen 30 odo 
Siedlungsgrundſtück m. Kolonial- 

waren- u. Delikateſſengeſchäft 

in Stralfunder Borjtadt . . 6000 
Wohnhaus (7 Zimmer) m. reicht. 

Nebengel. in Aarau (Schweiß) 

str. 12.000 

Bärkereigrundftück m. Garten u. 

Wieſe in kl. Ortschaft, Nähe 


Berlin W. 30, Motzſtraße 22. Tel. B 5 Barbaroſſa 9061. in Waren⸗Müritz in 
guter Lage, 2 Läden 
und 3 Wohnungen, 
Mietsüberſchuß. Preis 
8000 M. bei 2000 bis 


3000 M. Anzahlung. 


Näheres A. Puls, 
Waren-Müritz, 


Verwertung von 


60 Reichsschuldbuchiorderungen 


durch Verkauf und Beleihung (im Rahmen 
der uns zur Verfügung stehenden Mittel) 
Beratung in Vermögensanlagen Güſtrower Straße 50. 
und allen Kreditangelegenheiten Rückporto 
Abwicklung all.bankmäßigen Geschäfte " 


“te Lage, mod. 
»e. 4 Privat⸗ 
0 M. 


e gez 


uber Bau, Umſatz 
v—. uu, Wlietseinnahme 160 M. Preis: 
forderung 29 000 M. Anz. 5000 — 8000 M. 
Landgasthof 
Guts⸗ und Bahndorf, Durchgangschauſſee, 
5 Morgen Acker, Umſatz 8 Hekto. Preis⸗ 
forderung 17500 M. Anzahl. 5000 M. 
Erwerbsgut 
600 Morg. Weizenboden, kompl. totes und 


Zur Aboventsfeier am 


Sonntag, 4. Dezember, nachm. 4 Uhr, 
im Kuppelſaal des „Ulap“, Berlin, 
am Lehrter Bahnhof, ladet der 
Frauendienſt des Landesverbandes 
Berlin⸗Brandenburg 


N lebendes Inventar. Preisford. 130 000 M. Eberswalde. . 22000 
alle Mitglieder, Ortsgruppen u. Freunde Anzahl. 30 000 —35 000 M. Landwirtſch. Grundft. (126 Mg.) 
herzlich ein. — Eine Weihnachtsmeſſe ] Landwirtſchaften, Geſchäfte ſowie Privatgrund⸗ in der Lickormark . . . 30.000 


Miihlengrundſtück verb. m. Holz- 
wollefabrikation in Württem- 
berg.. . n. Vereinb. 

Pappenfabrik m. Wohnhaus m. 

3 Wohnungen von je 4 Zim- 
mern in Württemberg . n. Vereinb. 

Sägewerk (auch für jeden an- 5 
deren Induſtriezweig geeignet) 
in Weimar . . . n. Bereinb. 


erwartet alle dort. — Eintritt frei. 


Der Vorſtand: 
Frau Frida Lanze. 


ſtücke in großer Auswahl. 


Heringshausen & Mutschler, 
Eberswalde 
Eiſenbahnſtraße 40. Telefon 469. 


Für folgende Sparkassenbücher sind die 
Modeſalon Aufwertungsbeträge hier eingegangen: 


(Putzbranche), hoch⸗ Franz Nowak (Stadtſparkaſſe Poſen), Auguſt Pawlikowski Gaſthof mit großem Saal und 
modern, in Kreisſtadt (Stadtſparkaſſe Culmſee), Eduard und Arthur Senger (Kreis⸗ vielen Vereinszimmern i. ein. 
Nähe Berlins, älteſtes ſparkaſſe Karthaus), Eliſabeth Werner (Stadtſparkaſſe Brom⸗ induftriereichen Vorort von 
Geſchäft am Platze, berg), Bruno Wojtkowski (Kreisſparkaſſe Briefen), Pauline Dresden . . 25 ooo 
billig zu verkaufen. Eckert (Kreisſparkaſſe Hohenſalza), Rudolf König, Emil Frietz, Herrſchaftslitz mit Wirtjchafts- 


. Eichſtaedt (Stadtſparkaſſe Thorn). 
Angebote unter 2759 TS \ len ue en : = 
an das Oſtland erbet Wer kennt die Anschriften der Sparbuchinhaber? 
i Angaben unter 2763 an das „Ditland“ erbeten 
Der „oſtdeutſche Heimaikalender“ klärt auf über Lage und Entwicklung des geſamten Oſtdeutſchtums. er 
berückſichtigt beſonders den am ſchärfſten umkämpften Teil der deutſchen Oſtfront, die uns von Polen geraubten 
Gebiete und die ſchwer notleidende uns verbliebene Oſtmark. Er enthält künftleriſch hochwertige Abbildun⸗ 
gen. — Ju den Auffätzen bewährter Kenner des Oſtens bietet er reiches Aufllärungsmaterial für jeden, der ſich 
mit Oſtfragen beſaßl. In den Beiträgen bekannter Schriftſtener gibt er einen Ausſchuitt aus dem literariſchen 
Schaffen der Oſtmark. Als wertvolle Waffe im Kampfe um die Heimat iſt er nicht zu entbehren. 
Deutscher Ostbund, Kulturabteilung, Berlin W 30, Motzstraße 22. 


— een Yusihneiden! — Als Druckſache ſendekenn 
Beſtellkarte. 


Hiermit beſtelle ich Sfük 


„Oſtdeulſcher Heimatkalender 1933* 
zum Preiſe von 1,50 Mark, als Offbundmitglied 1,20 Mark je Stück. 
Zuzüglich 0,15 Mark Porto. 
Bezahlung erfolgt: I. durch Nachnahme, 2. durch Poſtanweiſung, 3. durch Poſt⸗ 
ſcheckkonto: Berlin 104 726 Nichtzutreffendes bitte durchſtreichen.) 
Name: N 
Wohnork: 


gebäuden (ur Einrichtung als 
Sanatorium geeignet) in der 
Laufitz, Nähe Forſt .. n. Vereinb. 
Hochherrſchaftl. Vilſa in welt— 
berühmtem Kurort b. Dresden 
n. Vereinb. 
Strandvillen-Beſitzung in bedeut. 
Berliner Bade- u. Ausflugs- 
ort (60 m Seefront) .. n. Vereinb. 
Penfion (18 Zimmer) i. d. Neſi⸗ 
denzſtadt Dresden . . Preis: 10000 
Villa mit oder ohne Nebenhaus 
in bedeut. Kurort a. d. Oſtſee 25 000 
Gaſthofgrundſtück m. Penjions- 
haus i. d. Schweiz (Kt. Bern) 
skr. 35.000 
Schieferbergwerk im Thüringer 
Wald 59.000 


Neſtaurant und Speijelokal in 
Potsdam.. . Preis: 14.000 

Villenbeſitzung f. Erholungsheim 
geeignet in idealer Lage von 
Neubrandenburg. . 15000 

Villengrundſtück (21 Räume) m. 
Gartenh. i. Kreisſtadt Thür. 26000 


Sild-Projpekte koftenlos durch: 
KOCH & Co., Berlin W 35 | 


5 . Boftftation: 
(Name und Poſtſtation genau ausfüllen.) 


Dörnbergstraße 1. Tel.: B2 Lützow 59 33. 
fan . — 
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